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Verordnung 

zur Durchsetzung der deutsch-österreichischen Vereinbarung vom 6./8. Juli 1970 
über die Errichtung vorgeschobener österreichischer Grenzdienslstellen 
in den Bahnhöfen Lindau Hbf und Lindau-Reutin sowie über die Grenzabtei tigung 
in Zügen während der Fahrt auf dem deutschen und dem österreichischen Teil der Strecke 
Lindau Hbf-Bregenz-St. Margrethen 

Vom 31. August 1970 


Auf Grund des z\rtikels 2 Abs. 2 dos Gesetzes vom 
25. August 19(i0 zu dom Abkommen vom 30. Mai 
1958 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
dem Königreich der Niederlande über die Zusammen¬ 
legung der Grenzabfortigung und über die Ein¬ 
richtung von Gemeinschafls- oder Betriebswcchsel- 
bdhnhülcn an der deutsch-niederländischen Grenze 
(Bundesgeset/.bl. 19G0 II S. 2181) wird verordnet: 

§ 1 

An der degtsjh-bslem'khischen Grenze werden 
nach MalWjabe der Vereinbarung vom (> 8. Juli 1970 


1. vorgeschobene österreichische Grenzdienststellen 
in den Bahnhöfen Lindau Hbf und Lindau-Reutin 
auf deutschem Gebiet errichtet sowie 

2. die Grenzabfertigung in Zügen während der Fahrt 
auf dem deutschen und dein österreichischen Teil 
der Strecke Lindau Ilbf Bregenz St. Margrethen 

vorgenommen, Die Vereinbarung wird nachstehend 
veröffentlicht. 

§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 11 des Drillen Uber- 
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blatt I S. 1) in Verbindung mit Artikel 2 des Ge¬ 
setzes vom 4. Juli 1957 über das Abkommen vom 
14. September 1955 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Österreich über Er¬ 
leichterungen der Grenzablertigung im Eisenbahn-, 
Straßen- und Schilisverkohr (Bundosgeselzbi. 1957 II 
S. 581) auch im Land Berlin. 


§ 3 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1970 in 
Kraft. 

(2) Diese Verordnung tritt an dem Tage außer 
Kraft, an dem die Vereinbarung außer Kralt tritt. 

(3) Der Tag des Außerkralltrelens ist im Bundes¬ 
gesetzblatt bekannlzugeben. 


Bonn, den 31. August 1970 

Der Bundesminister der Finanzen 
Möller 

Der Bundesminister des Innern 
Genscher 
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Vereinbarung 

Botschall 

der Bundesrepublik Deutschland 
V 3 — 81.00 1 70 


Rundesminislerium 
lür Auswärtige Angelegenheiten 
ZI. 157.748—12 70 

Verbalnote 


Das Bundesministej ium für Auswärtige Angelegenhei¬ 
ten beehrt sich, der Botschaft der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land mitzuteilen, daß die Österreichische Bundesregierung 
in Ausführung von Artikel 1 Absatz 3 des Abkommens 
vom 14. September 1955 zwischen der Republik Österreich 
und der Bundesrepublik Deutschland über Erleichterungen 
der Grenzabfertigung im Eisenbahn-, Straßen- und Schiffs¬ 
verkehr für die Errichtung vorgeschobener österreichischer 
Grenzdienststellen in den Bahnhöfen Lindau Hauptbahn¬ 
hof und Lindau-Reutin und über die Grenzabfertigung in 
Zügen während der Fahrt auf dem österreichischen und 
dem deutschen Teil der Strecke Lindau Hauptbahnhof- 
Bregenz-St. Margrethen folgende Vereinbarung vor- 

Artikel 1 

Im Bahnhof Lindau Hauptbahnhof und im Bahnhol 
Lindau-Reutin werden auf deutschem Gebiet vorgescho¬ 
bene österreichische Grenzdienststellen errichtet. 


Artikel 2 

Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4 Absatz 3 
des Abkommens vom 14. September 1955 wird durch die 
nachstehenden Artikel 3, 5, 6 und 7 bestimmt. 

Artikel 3 

Der örtliche Bereich umfaßt 
1. im Bahnhof Lindau Hauptbahnhof 

a) die von den Bediensteten beider Staaten gemeinsam 
benützten Flächen, Anlagen und Räume, und zwar 

— im Empfangsgebäude die Abferligungshalle, die 
Gcpäckhalle, die sanitären Anlagen und alle 
Verbindungswege; 

— den südlich der Thiersch-Brücke gelegenen Teil 
der Gleisanlagen mit den Gleisen 1 bis 43, ein¬ 
schließlich der Bahnsteige und aller Verbin¬ 
dungswege; 

b) die den österreichischen Bediensteten zur alleinigen 
Benützung überlassenen Räume im Empfangs¬ 
gebäude, und zwar die im nordöstlichen Teil ge¬ 
legenen drei Diensträume sowie die Abfertigungs¬ 
kabine in der Abfertigungshalle; 

a) die von den Bediensteten beider Staaten gemeinsam 
benützten Flächen, Anlagen und Räume, und zwar 

— das Bahnhofsgelände zwischen den beiden Bahn¬ 
übergängen der Bregenzerstraße, die darauf be¬ 
findlichen Gebäude und Gebäudeteile jedoch nur, 
soweit sie nachstehend als zum örtlichen Bereich 
gehörend bezeichnet sind; 

— den in der östlichen Hallte der Zoll- und Fracht¬ 
guthalle gelegenen Lagerraum für Zollgüter so¬ 
wie die sanitären Anlagen und alle Verbindungs¬ 
wege in dieser Halle, im Verwaltungsgebäude 
und im Belriebsgebäticlc; 


Verbalnote 

Die Botschaft der Bundesrepublik Deutschland beehrt 
sich, dem Bundesministerium lür Auswärtige Angelegen¬ 
heiten den Empfang seiner Verbalnote vom 6. Juli 1970 
ZI. 157.748—12 70, zu bestätigen, deren Text wie folgt 
lautet: 

„Das Buudesmiuisterium lür Auswärtige Angelegenhei¬ 
ten beehrt sich, der Botschaft der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land mitzuteilen, daß die Österreichische Bundesregierung 
in Ausführung von Artikel 1 Absatz 3 des Abkommens 
vom 14. September 1955 zwischen der Republik Österreich 
und der Bundesrepublik Deutschland über Erleichterungen 
der Grenzablertigung im Eisenbahn-, Straßen- und Schills¬ 
verkehr für die Errichtung vorgeschobener österreichi¬ 
scher Grenzdienststellen in den Bahnhöfen Lindau Haupl- 
bahnhof und Lindau-Reutin und über die Grenzabfertigung 
in Zügen während der Fahrt auf dem österreichischen und 
dem deutschen Teil der Strecke Lindau Hauptbahnhof- 
Bregenz-St. Margrethen folgende Vereinbarung vor- 
schlägf: 

Artikel I 

Im Bahnhof Lindau Hauptbahnhot und im Bahnhof 
Lindau-Reutin werden auf deutschem Gebiet vorgescho¬ 
bene österreichische Grenzdienststellen errichtet. 

Artikel 2 

Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4 Absatz 3 
des Abkommens vom 14. September 1955 wird durch die 
nachstehenden Artikel 3, 5, 6 und 7 bestimmt. 

Artikel 3 

Der örtliche Bereich umfaßt 

1. im Bahnhof Lindau Hauptbahnhoi 

a) die von den Bediensteten beider Staaten gemeinsam 
benützten Flächen, Anlagen und Räume, und zwar 

— im Empfangsgebäude die Abfertigungshalle, die 
Gepäckhalle, die sanitären Anlagen und alle 
Verbindungswege; 

— den südlich der Thiersch-Brücke gelegenen Teil 
der Gleisanlagen mit den Gleisen 1 bis 43, ein¬ 
schließlich der Bahnsteige und aller Verbindungs- 

b) die den österreichischen Bediensteten zur alleinigen 
Benützung überlassenen Räume im Empfongs- 
gebäude, und zwar die im nordöstlichen Teil ge¬ 
legenen drei Diensträume sowie die Abfertigungs¬ 
kabine in der Abfertigungshalle; 

2. im Bahnhof Lindau-Reutin 

a) die von den Bediensteten beider Staaten gemeinsam 
benützten Flächen, Anlagen und Räume, und zwar 

— das Bahnhofsgelände zwischen den beiden Bahn¬ 
übergängen der Bregenzerstraße, die darauf be¬ 
findlichen Gebäude und Gebäudeteile jedoch nui 
soweit sie nachstehend als zum örtlichen Bereich 
gehörend bezeichnet sind; 

— den in der östlichen Hälfte der Zoll- und Fracht- 
guthalle gelegenen Lagerraum für Zollgüter so¬ 
wie die sanitären Anlagen und alle Verbindungs¬ 
wege in dieser Halle, im Verwaltungsgebäude 
und im Betriebsgebäude; 
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— das Anschlußgleis zum Städtischen Schluchthof 
mit der Abfertigungsrumpe und der Wiegeein- 

— die Ladestraße in der ganzen Länge zwischen den 
beiden Bahnübergängen der Bregenzerstruße; 

b) die den österreichischen Bediensteten zur alleinigen 

Benützung überlassenen Räume, und zwar: 

— im Verwaltungsgebäude die im südwestlichen 
Teil des Gebäudes gelegenen drei Räume; 

— im Betriebsgebäude den an der Südseite in der 
Mitte des Gebäudes gelegenen Raum; 

— in der Zoll- und Frachtguthalle den in der Nord¬ 
ostecke des Lagerraumes liir Zollgüter gelegenen 
Zollverschlag; 

3 die Bahnstrecke zwischen der gemeinsamen Grenze und 

dem unter Nummer 1 Buchstabe a) umschriebenen Teil 

der Gleisanlagen des Bahnhofes Lindau Hauptbahnhof. 

Artikel 4 

Die österreichische und die deutsche Grenzabiertigung 
wird nach Bedarf und Zweckmäßigkeit in Reisezügen 
während der Fahrt auf der Strecke Lindau Hauptbahnhof¬ 
österreichische Staatsgrenze bei Lustenau/St. Margrethen 
vorgenommen. Diese Grenzabfertigung erstreckt sich auf 
Personen und Handgepäck. Soweit ein Bedürfnis dafür 
besteht und es praktisch durchführbar ist, erstreckt sich 
die Grenzabfertigung auch auf mitgeführte Tiere, auf¬ 
gegebenes Reisegepäck und Expreßgut. Bestimmungen, 
nach denen die gesundheitspolizeiliche oder tierärztliche 
Grenzkontrolle oder die phytosanitäre Beschau in Reise¬ 
zügen nicht möglidi ist, bleiben unberührt. 

Artikel 5 

(1) Bei der Grenzabfertigung während der Fahrt bilden 
die Züge auf dem in Österreich gelegenen Teil der 
Strecke den örtlichen Bereich für die deutschen Bedien- 

(2) In den Bahnhöfen Bregenz und Lustenau haben die 
deutschen Bediensteten das Recht, im Zug iestgenommene 
oder zurückgewiesene Personen und sichergestellte Wa¬ 
ren, Werte oder Beweismittel auf dem Bahnsteig oder in 
den zur Verfügung stehenden Räumen des Bahnhofes in 
Gewahrsam zu behalten; für die dafür erforderlichen 
Amtshandlungen ist dieser Teil des Bahnhofes jeweils ört¬ 
licher Bereich. Das gleiche gilt für die österreichischen 
Bediensteten in den Bahnhöfen Lindau Hauptbahnhof und 
Lindau-Reutin, soweit die in Artikel 3 bezeiehneten 
Raume nicht ausreichen. 

(3) Festgenommene oder zurückgewiesene Personen und 
sichergestellte Waren, Werte oder Beweismittel dürfen 
von den deutschen Bediensteten auf der in Artikel 4 be- 
zeichneten Strecke mit einem der nächsten Züge auf deut¬ 
sches Hoheitsgebiet verbracht werden. Für die dafür 
erforderlichen Amtshandlungen gehören diese Züge zuni 
örtlichen Bereich für die deutschen Bediensteten. 

Artikel 6 

Bei welchen Reisezügen die Voraussetzungen des Ar¬ 
tikels 4 vorliegen, stellen die Finanzlandesdirektion für 
Vorarlberg, die zuständige österreichische Sicherheits¬ 
behörde und die zuständige österreichische Eisenbahn¬ 
behörde einerseits sowie die Oberfinanzdirektion Mün¬ 
chen, die Direktion der Bayerischen Grenzpolizei und die 
zuständige Behörde der Deutschen Bundesbahn anderer¬ 
seits längstens für eine Fahrplanperiode fest. Die Befugnis 
der genannten Behörden, diese Feststellung im Einzelfall 
durch örtliche Beauftragte treffen zu lassen, bleibt un¬ 
berührt. 


— das Anschlußgleis zum Städtischen Sihlachthol 
mit der Abfertigungsrampe und der Wiege- 
einrichlung; 

— die Ladestraße in der ganzen Länge zwischen 
den beiden Bahnübergängen der Biegenzerstiaße; 

b) die den österreichischen Bediensteten zur alleinigen 

Benützung überlassenen Räume, und zwar: 

— im Verwaltungsgebäude die im südwestlichen 
Teil des Gebäudes gelegenen drei Räume; 

— im Betriebsgebäude den an der Südseite in der 
Mitte des Gebäudes gelegenen Raum; 

— in der Zoll- und Frnchlguthalle den in der Nord¬ 
ostecke des Lagerraumes liir Zollgüter gele¬ 
genen Zollverschlag; 

3. die Bahnstrecke zwischen der gemeinsamen Grenze und 

dem unter Nummer 1 Buchstabe a) umschriebenen Teil 

der Gleisanlagen des Bahnhofes Linduu-Hauplbahnhof. 

Artikel 4 

Die österreichische und die deutsche Grenzabiertigung 
wird nach Bedarf und Zweckmäßigkeit in Reisezügen 
während der Fahrt auf der Strecke Lindau Hauptbahnhot¬ 
österreichische Staatsgrenze bei Lustenau'St. Margrethen 
vorgenommen. Diese Grenzabtertigung erstreckt sich auf 
Personen und Handgepäck. Soweit ein Bedürfnis dafür 
besteht und es praktisch durchführbar ist, erstreckt sich 
die Grenzabfertigung auch auf mitgeführte Tiere, auf¬ 
gegebenes Reisegepäck und Expreßgut. Bestimmungen, 
nach denen die gesundheitspolizeiliche oder tierärztliche 
Grenzkontrolle oder die phytosanitäre Beschau in Reise- 
zagen nicht möglich ist, bleiben unberührt. 

Artikel 5 

(1| Bei der Grenzabfertigung während der Fahrt bilden 
die Züge auf dem in Österreich gelegenen Teil der Strecke 
den örtlichen Bereich für die deutschen Bediensteten. 

(2) In den Bahnhöfen Bregenz und Lustenau haben die 
deutschen Bediensteten das Recht, im Zug festgenommene 
oder zurückgewiesene Personen und sichergestellte 
Waren, Werte oder Beweismittel auf dem Bahnsteig oder 
in den zur Verfügung stehenden Räumen des Bahnhofes 
in Gewahrsam zu behalten; für die dafür erforderlichen 
Amtshandlungen ist dieser Teil des Bahnhofes jeweils ört¬ 
licher Bereich. Das gleiche gilt für die österreichischen 
Bediensteten in den Bahnhöfen Lindau Hauptbahnhof und 
Lindau-Reutin, soweit die in Artikel 3 bezeiehneten 
Räume nicht ausreichen. 

(3) Fcstgenommene oder zurückgewiesene Personen 
und sichergestellte Waren, Werte oder Beweismittel 
dürfen von den deutsdien Bediensteten auf der in Arti¬ 
kel 4 bezeidineten Strecke mit einem der nächsten Züge 
auf deutsches Hoheitsgebiet verbracht werden. Für die 
dafür erforderlichen Amtshandlungen gehören diese Züge 
zum örtlichen Bereich für die deutschen Bediensteten. 


Bei welchen Reisezügen die Voraussetzungen des Arti¬ 
kels 4 vorliegen, stellen die Finanzlandesdirektion für 
Vorarlberg, die zuständige österreichische Sicherheilsbe- 
hörde und die zuständige österreichische Eisenbahnbe¬ 
hörde einerseits sowie die Oberfinanzdirektion München, 
die Direktion der Bayerischen Grenzpolizei und die zu¬ 
ständige Behörde der Deutschen Bundesbahn andererseits 
längstens für eine Fahrplanperiode fest. Die Befugnis der 
genannten Behörden, diese Feststellung im Einzellall 
durch örtliche Beauftragte treffen zu lassen, bleibt un¬ 
berührt. 
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Festyenommene oder zurfickgewiesene Personen und 
sichergestellte Waren, Werte oder Beweismittel dürfen, 
sofern eine Beförderung mit der Bahn nicht tunlich ist, 
auf der kürzesten Straßenverbindung 

a) von den österreichischen Bediensteten von Lindau zur 
gemeinsamen Grenze bei Lindau-Ziegelhaus'Unter¬ 
hochsteg, 

b) von den deutschen Bediensteten von Lustenau oder 
Bregenz zur gemeinsamen Grenze bei Unterhochsteg 
Lindau-Ziegel haus 

verbracht werden. Für die dafür erforderlichen Amtshand¬ 
lungen gehören diese Straßenverbindungen zum örtlichen 
Bereich. 

Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegenhei¬ 
ten beehrt sich vorzuschlagen, daß durch den Austausch 
dieser Verbalnote und der Antwortnote der Botschaft der 
Bundesrepublik Deutschland die vorstehende Regelung 
eine Vereinbarung im Sinne des Artikels 1 Absatz 3 des 
Abkommens vom 14. September 1955 bildet, die am 1. Ok¬ 
tober 1970 in Kraft tritt und die auf diplomatischem Wege 
unter Einhaltung einer Frist von sechs Monaten je auf 
den ersten Tag eines Monats gekündigt werden kann. 

Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegenhei¬ 
ten benützt diese Gelegenheit, der Botschaft der Bundes¬ 
republik Deutschland die Versicherung seiner ausgezeich¬ 
neten Hochachtung zu erneuern. 


Wien, am t>. Juli 1970 


L. S. 


Botschaft 

der Bundesrepublik Deutschland 
Wien 


Festgenommene oder zurückgewiesene Personen und 
sichergestellte Waren, Werte oder Beweismittel dürfen, 
sofern eine Beförderung mit der Bahn nicht tunlich ist, 
auf der kürzesten Straßenverbindung 

a) von den österreichischen Bediensteten von Lindau zur 
gemeinsamen Grenze bei Lindau-Ziegelhaus Unler- 
huchsteg. 

b) von den deutschen Bediensteten von Lustenau oder 
Bregenz zur gemeinsamen Grenze bei Unterhochsteg 
Lindau-Ziegelhaus 

verbracht werden. Für die dafür erforderlichen Amts¬ 
handlungen gehören diese Straßenverbindungen zum 
örtlichen Bereich. 

Das Bundesministerium liir Auswärtige Angelegen¬ 
heiten beehrt sich vorzuschlagen, daß durch den Austausch 
dieser Verbalnote und der Antwortnote der Botschaft der 
Bundesrepublik Deutschland die vorstehende Regelung 
eine Vereinbarung im Sinne des Artikels 1 Absatz 3 des 
Abkommens vom 14. September 1955 bildet, die am 1. Ok¬ 
tober 1970 in Kraft tritt und die auf diplomatischem Wege 
unter Einhaltung einer Frist von sechs Monaten je auf 
den ersten Tag eines Monats gekündigt werden kann. 

Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegen¬ 
heiten benützt diese Gelegenheit, der Botschaft der Bun¬ 
desrepublik Deutschland die Versicherung seiner ausge¬ 
zeichneten Hochachtung zu erneuern.“ 

Die Botschaft beehrt sich, dem Bundesministerium für 
Auswärtige Angelegenheiten mitzuteilen, daß die für die 
Grenzabfertigung zuständigen obersten Bundesbehörden 
der Bundesrepublik Deutschland damit einverstanden sind, 
daß die vorgeschlagene Regelung durch den Austausch 
der Verbalnote des Bundesministeriums für Auswärtige 
Angelegenheiten und dieser Antwortnote eine Verein¬ 
barung im Sinne des Artikels 1 Absalz 3 des Abkom¬ 
mens vom 14. September 1955 bildet, die am 1. Oktober 
1970 in Kraft tritt und die auf diplomatischem Wege unter 
Einhaltung einer Frist von sechs Monaten je auf den 
ersten Tag eines Monats gekündigt werden kann. 

Die Botschaft der Bundesrepublik Deutschland benutzt 
auch diesen Anlaß, das Bundesministerium für Auswärtige 
Angelegenheiten erneut ihrer ausgezeichneten Hochach¬ 
tung zu versichern. 

Wien, am 8. Juli 1970 


L. S 


Bundesministerium 

für Auswärtige Angelegenheiten 

Wien 
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Verordnung 

zur Durchsetzung der deutsch-österreichischen Vereinbarung vom 6./8. Juli 1970 
über die Errichtung vorgeschobener österreichischer Grenzdienststellen 
am Grenzübergang Aach 

Vom 31. August 1970 


Auf Grund des Artikels 2 Abs. 2 des Gesetzes vom 
25. August 1960 zu dem Abkommen vom 30. Mai 
1958 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
dem Königreich der Niederlande über die Zusam¬ 
menlegung der Grenzabfertigung und über die Ein¬ 
richtung von Gemeinschafts- oder Betriebswechsel- 
bahnhöfen an der deutsch-niederländischen Grenze 
(Bundesgesetzbl. I960 II S. 2181) wird verordnet: 


§ 1 

An der deutsch-österreichischen Grenze werden 
am Grenzübergang Aach auf deutschem Gebiet vor¬ 
geschobene österreichische Grenzdienststellen nach 
Maßgabe der Vereinbarung vom 6.. 8. Juli 1970 er¬ 
richtet. Die Vereinbarung wird nachstehend ver¬ 
öffentlicht. 


§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uber¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit Artikel 2 des Ge¬ 
setzes vom 4, Juli 1957 über das Abkommen vom 
14. September 1955 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Österreich über Er¬ 
leichterungen der Grenzabfertigung im Eisenbahn-, 
Straßen- und Schiffsverkehr (Bundesgesetzbl. 1957 
II S. 581) auch im Land Berlin. 

§ 3 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1970 in 
Kraft. 

(2) Diese Verordnung tritt an dem Tage außer 
Kraft, an dem die Vereinbarung außer Kraft tritt. 

(3) Der Tag des Außerkrafttretens ist im Bundes¬ 
gesetzblatt bekanntzugeben. 


Bonn, den 31. August 1970 

Der Bundesminister der Finanzen 
Möller 

Der Bundesminister des Innern 
Genscher 
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Vereinbarung 


Bundesministerium Botschaft 

für Auswärtige Angelegenheiten der Bundesrepublik Deutschland 

ZI. 157.749—12 70 V 3 —81.00 2 70 


Verbalnote 


Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten 
beehrt sich, der Botschaft der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land mitzuteilen, daß die Österreichische Bundesregierung 
in Ausführung von Artikel 1 Absatz 3 des Abkommens 
vom 14. September 1955 zw ischen der Republik Österreich 
und der Bundesrepublik Deutschland über Erleichterungen 
der Grenzabfertigung im Eisenbahn-, Straßen- und Schiffs¬ 
verkehr für die Errichtung vorgeschobener österreichischer 
Grenze! ionststel len am Grenzübergang Aach folgende 
Vereinbarung vorschlägt: 


Artikel 1 

Am Grenzübergang Aach werden auf deutschem Gebiet 
vorgeschobene österreichische Grenzdienststellen er- 

Artikel 2 

Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4 Absatz 3 
des Abkommens vom 14. September 1955 umfaßt 

a) die von den Bediensteten beider Staaten gemeinsam 
benützten Flächen, Anlagen und Räume, und zwar 

— die Staatsstraße 2005 von der gemeinsamen Grenze 
bis zum Amtsplatz; 

— den das Dienstgebäude umgebenden Amtsplatz; 

— im Dienstgebäude den Abfertigungsraum, den Auf¬ 
enthaltsraum in der Südwestecke des Gebäudes, 
den daran anschließenden Untersuchungsraum, die 
sanitären Anlagen und alle Verbindungswege; 

b) die den österreichischen Bediensteten zur alleinigen 
Benützung überlassenen Räume im Dienstgebäude, und 
zwar den Raum in der Südostecke des Erdgeschosses 
und den mittleren Kellerraum an der Ostseite. 


Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegen¬ 
heiten beehrt sich vorzuschlagen, daß durch den Austausch 
dieser Verbalnote und der Antwortnote der Botschaft der 
Bundesrepublik Deutschland die vorstehende Regelung 
eine Vereinbarung im Sinne des Artikels 1 Absatz 3 des 
Abkommens vom 14. September 1955 bildet, die am 1. Ok¬ 
tober 1970 in Kraft tritt und die auf diplomatischem Wege 
unter Einhaltung einer Frist von sechs Monaten je auf 
den ersten Tag eines Monats gekündigt werden kann. 

Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten 
benützt diese Gelegenheit, der Botschaft der Bundesrepu- 


Verbalnote 

Die Botschaft der Bundesrepublik Deutschland beehrt 
sich, dem Bundesministerium für Auswärtige Angelegen¬ 
heiten den Empfang seiner Verbalnote vom 6. Juli 1970, 
ZI. 157.749—12/70, zu bestätigen, deren Text wie folgt 
lautet: 

„Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegen¬ 
heiten beehrt sich, der Botschaft der Bundesrepublik 
Deutschland mitzuteilen, daß die Österreichische Bundes¬ 
regierung in Ausführung von Artikel 1 Absatz 3 des 
Abkommens vom 14. September 1955 zwischen der Repu¬ 
blik Österreich und der Bundesrepublik Deutschland über 
Erleichterungen der Grenzabfertigung im Eisenbahn-, 
Straßen- und Schiffsverkehr für die Errichtung vorge¬ 
schobener österreichischer Grenzdienststellen am Grenz¬ 
übergang Aach folgende Vereinbarung vorschlägt: 


Artikel 1 

Am Grenzübergang Aach werden auf deutschem Ge¬ 
biet vorgeschobene österreichische Grenzdienststellen er- 

Artikel 2 

Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4 Absatz 3 
des Abkommens vom 14. September 1955 umfaßt 

a) die von den Bediensteten beider Staaten gemeinsam 
benützten Flächen, Anlagen und Räume, und zwar 

— die Staatsstraße 2005 von der gemeinsamen Grenze 
bis zum Amtsplatz; 

— den das Dienstgebäude umgebenden Amtsplatz; 

— im Dienslgebäude den Abfertigungsraum, den Auf¬ 
enthaltsraum in der Südwestecke des Gebäudes, 
den daran anschließenden Untersuchungsraum, die 
sanitären Anlagen und alle Verbindungswege; 

b] die den österreichischen Bediensteten zur alleinigen 
Benützung überlassenen Räume im Dienstgebäude, 
und zwar den Raum in der Südostecke des Erdge¬ 
schosses und den mittleren Kellerraum an der Ostseite. 


Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten 
beehrt sich vorzuschlagen, daß durch den Austausch dieser 
Verbalnote und der Antwortnote der Botschaft der Bun¬ 
desrepublik Deutschland die vorstehende Regelung eine 
Vereinbarung im Sinne des Artikels 1 Absatz 3 des 
Abkommens vom 14. September 1955 bildet, die am 1. Ok¬ 
tober 1970 in Kraft tritt und die auf diplomatischem Wege 
unter Einhaltung einer Frist von sechs Monaten je auf den 
ersten Tag eines Monats gekündigt werden kann. 

Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegen¬ 
heiten benützt auch diese Gelegenheit, der Botschaft der 
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blik Deutschland die Versicherung seiner ausgezeichneten Bundesrepublik Deutschland die Versicherung seiner aus- 
Ilcx'lmchtung zu erneuern. gezeichneten Hochachtung zu erneuern." 


Die Botschult beehrt sich, dem Bundesministerium lür 
Auswärtige Angelegenheiten milzuteilen, daß die für die 
Grenzobleiligung zuständigen obersten Bundesbehürdon 
der Bundesrepublik Deutschland damit einverstanden sind, 
daß die vorgeschlagene Regelung durch den Austausch der 
Verbalnote des Bundesministeriums lür Auswärtige An¬ 
gelegenheiten und dieser Antwortnote eine Vereinbarung 
im Sinne des Artikels 1 Absatz 3 dos Abkommens vom 
14. September 1955 bildet, die am 1. Oktober 1970 in Kraft 
tritt und die aul diplomatischem Wege unter Einhaltung 
einer Frist von sechs Monaten je aut den ersten Tag eines 
Monats gekündigt werden kann. 

Die Botschaft der Bundesrepublik Deutschland benutzt 
auch diesen Anlaß, das Bundesminislerium lür Auswär¬ 
tige Angelegenheiten erneut ihrer ausgezeichneten 1 foch- 
uditung zu versichern. 


L. S. 


An die 
Botschaft 

der Bundesrepublik Deutschland 


Bundesmi nisten um 

für Auswärtige Angelegenheit 
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Verordnung 

zur Durchsetzung der deutsch-österreichischen Vereinbarung vom 6./8. Juli 1970 
über die Errichtung vorgeschobener österreichischer Grenzdienststellen 
am Grenzübergang Balderschwang 

Vom 31. August 1970 


Auf Grund des Artikels 2 Abs. 2 des Gesetzes vom 
25. August I960 zu dem Abkommen vom 30. Mai 
1958 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
dem Königreich der Niederlande über die Zusam¬ 
menlegung der Grenzabfertigung und über die Ein¬ 
richtung von Gemeinschafts- oder Betriebswechsel- 
bahnhöfcn an der deutsch-niederländischen Grenze 
(Bundesgesetzbl. 19(30 II S. 2181) wird verordnet: 


§ 1 

An der deutsch-österreichischen Grenze worden 
am Grenzübergang Balderschwang auf deutschem 
Gebiet vorgeschobene österreichische Grcnzdienst- 
siollen nach Maßgabe der Vereinbarung vom 
6./8. Juli 1970 errichtet. Die Vereinbarung wird 
nachstehend veröffentlicht. 


§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uber¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit Artikel 2 des Ge¬ 
setzes vom 4. Juli 1957 über das Abkommen vom 
14. September 1955 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Österreich über Er¬ 
leichterungen der Grenzabfertigung im Eisenbahn-, 
Straßen- und Schiffsverkehr (Bundesgesetzbl. 1957 
li S. 581) auch im Land Berlin. 

§ 3 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1970 
in Kraft. 

(2) Diese Verordnung tritt an dem Tage außer 
Kraft, an dem die Vereinbarung außer Kralt tritt. 

(3) Der Tag des Außerkrafttretens ist im Bundes¬ 
gesetzblatt bekanntzugeben. 


Bonn, den 31. August 1970 

Der Bundes minister der Finanzen 
Möller 


Der Bundesminister des Inne: 
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Vereinbarung 


Bundesministerium Botschaft 

für Auswärtige Angelegenheiten der Bundesrepublik Deutschland 

ZI. 157.750—12 70 V 3 — 81.00 3 70 


Verbalnote 


Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegen¬ 
heiten beehrt sich, der Botschaft der Bundesrepublk 
Deutschland mil/uteilen, daß die österreichische Bundes¬ 
regierung in Ausführung von Artikel 1 Absatz 3 des Ab¬ 
kommens vom 14. September 1955 zwischen der Republik 
Österreich und der Bundesrepublik Deutschland über 
Erleichterungen der Grenzabfertigung inr Eisenbahn-, 
Straßen- und Schiffsverkehr für die Errichtung vorge¬ 
schobener österreichischer Grenzdienslstellen am Grenz¬ 
übergang Balderschwang folgende Vereinbarung vor¬ 
schlägt: 

Artikel 1 

Am Grenzübergang Balderschwang werden auf deut¬ 
schem Gebiet vorgeschobene österreichische Grenzdienst¬ 
stellen errichtet. 

Artikel 2 

Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4 Absatz 3 
des Abkommens vom 14. September 1955 umfaßt 

a) die von den Bediensteten beider Staaten gemeinsam 
benützten Flächen, Anlagen und Räume, und zwar 

— die Gemeindeverbindungsstraße von der gemein¬ 
samen Grenze bis zum Amtsplatz; 

— den das Zollamtsgebäude umgebenden Amtsplatz; 

— im Zollamtsgebäude den an der Südseite gelegenen, 
durch den Haupteingang zugänglichen Raum, die 
sanitären Anlagen und alle Verbindungswege; 

b) die den österreichischen Bediensteten zur alleinigen 
Benützung überlassenen Räume im Zollamtsgebäude, 
und zwar die östlich der gemeinsam benützten Räume 
gelegenen beiden Räume an der Südseite. 


Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten 
beehrt sich vorzuschlagen, daß durch den Austausch dieser 
Verbalnote und der Antwortnote der Botschaft der 
Bundesrepublik Deutschland die vorstehende Regelung 
eine Vereinbarung im Sinne des Artikels 1 Absatz 3 des 
Abkommens vom 14. September 1955 bildet, die am 1. Ok¬ 
tober 1970 in Kraft tritt und die auf diplomatischem Wege 
unter Einhaltung einer Frist von sechs Monaten je auf 
den ersten Tag eines Monats gekündigt werden kann. 


Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten 
benützt diese Gelegenheit, der Botschaft der Bundesrepu- 


Verbalnote 

Die Botschaft der Bundesrepublik Deutschland beehrt 
sich, dem Bundesministerium für Auswärtige Angelegen¬ 
heiten den Empfang seiner Verbalnote vom 6. Juli 1970, 
ZI. 157.750—12 70, zu bestätigen, deren Text w ie folgt 
lautet: 

„Das Bundesministerium liir Auswärtige Angelegen¬ 
heiten beehrt sich, der Botschaft der Bundesrepublik 
Deutschland mitzuteilen, daß die österreichische Bundes¬ 
regierung in Ausführung von Artikel 1 Absatz 3 des 
Abkommens vom 14. September 1955 zwischen der Re¬ 
publik Österreich und der Bundesrepublik Deutschland 
über Erleichterungen der Grenzabfertigung im Eisenbahn-, 
Straßen- und Schillsverkehr für die Errichtung vorge¬ 
schobener österreichischer Grenzdienststellen am Grenz¬ 
übergang Balderschwang folgende Vereinbarung vor- 

Artikel 1 

Am Grenzübergang Balderschwang werden auf deut¬ 
schem Gebiet vorgeschobene österreichische Grenzdienst¬ 
stellen errichtet. 

Artikel 2 

Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4 Absatz 3 
des Abkommens vom 14. September 1955 umfaßt 

a) die von den Bediensteten beider Staaten gemeinsam 
benutzten Flächen, Anlagen und Räume, und zwar 

— die Gemeindeverbindungsstraße von der gemein¬ 
samen Grenze bis zum Amtsplatz; 

den das Zollamtsgcbüude umgebenden Amtsplatz; 

— im Zollamtsgebäude den an der Südseite gelege¬ 
nen, durch den Haupteingang zugänglichen Raum, 
die sanitären Anlagen und alle Verbindungswege; 

b) die den österreichischen Bediensteten zur alleinigen 
Benützung überlassenen Räume im Zollamtscjebaude, 
und zwar die östlich der gemeinsam benützten Räume 
gelegenen beiden Räume an der Südseite. 

Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten 
beehrt sich vorzuschlagen, daß durch den Austausch 
dieser Verbalnote und der Antwortnote der Botschaft der 
Bundesrepublik Deutschland die vorstehende Regelung 
eine Vereinbarung im Sinne des Artikels 1 Absatz 3 
des Abkommens vom 14. September 19.55 bildet, die am 
1. Oktober 1970 in Kraft tritt und die auf diplomatischem 
Wege unter Einhaltung einer Frist von sechs Monaten 
je auf den ersten Tag eines Monats gekündigt werden 

Das Bundesministerium für Ausw ärtige Angelegenheiten 
benützt diese Gelegenheit, der Botschaft der Bundes- 
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blik Deutschland die Versicherung seiner ausgezeichneten republik Deutschland die Versicherung seiner ausgc- 
Hochachtung zu erneuern. zeichneten Hochachtung zu erneuern." 

Die Botschaft beehrt sich, dem Bundesministerium für 
Auswärtige Angelegenheiten mitzuteilen, daß die für die 
Grenzabfertigung zuständigen obersten Bundosbehorden 
der Bundesrepublik Deutschland damit einverstanden 
sind, daß die vorgeschlagene Regelung durch den Aus¬ 
tausch der Verbalnote des Bundesministeriums für Aus¬ 
wärtige Angelegenheiten und dieser Antwortnote eine 
Vereinbarung im Sinne des Artikels 1 Absatz 3 des 
Abkommens vom 14. September 1955 bildet, die am 
1. Oktober 1970 in Kraft tritt und die auf diplomatischem 
Wege unter Einhaltung einer Frist von sechs Monaten 
je auf den ersten Tag eines Monats gekündigt werden 
kann. 

Die Botschaft der Bundesrepublik Deutschland benutzt 
auch diesen Anlaß, das Bundesministerium für Aus¬ 
wärtige Angelegenheiten ihrer ausgezeichneten Hoch¬ 
achtung zu versichern. 

Wien, am 6. Juli 1970 Wien, am 8. Juli 1970 


An die 
Botschaft 

der Bundesrepublik Deutschland 
Wien 


Bundesministerium 

für Auswärtige Angelegenheiten 

Wien 
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Verordnung 

zur Durchsetzung der deutsch-österreichischen Vereinbarung vom 6./8. Juli 1970 
über die Errichtung vorgeschobener deutscher Grenzdienststellen 
am Grenzübergang im Lecknertal 

Vom 31. August 1970 


Auf Grund des Artikels 2 Abs. 2 des Gesetzes vom 
25. August 1960 zu dem Abkommen vom 30. Mai 
1958 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
dem Königreich der Niederlande über die Zusam¬ 
menlegung der Grenzabfertigung und über die Ein¬ 
richtung von Gemeinschafts- oder Betriebswechsel¬ 
bahnhöfen an der deutsch-niederländischen Grenze 
(Bundesgesetzbl. 1960 II S. 2181) wird verordnet: 


§ 1 

An der deutsch-österreichischen Grenze werden 
am Grenzübergang im Lecknertal auf österreichi¬ 
schem Gebiet vorgeschobene deutsche Grenzdienst¬ 
stellen nach Maßgabe der Vereinbarung vom 
6,/8. Juli 1970 errichtet. Die Vereinbarung wird 
nachstehend veröffentlicht. 


§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes¬ 
gesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit Artikel 2 des 
Gesetzes vom 4. Juli 1957 über das Abkommen vom 
14. September 1955 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Österreich über Er¬ 
leichterungen der Grenzabfertigung im Eisenbahn-, 
Straßen- und Schiffsverkehr (Bundesgesetzbl. 1957 
II S. 581) auch im Land Berlin. 

§ 3 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1970 in 
Kraft. 

(2) Diese Verordnung tritt an dem Tage außer 
Kraft, an dem die Vereinbarung außer Kraft tritt. 

(3) Der Tag des Außerkrafttretens ist im Bundes¬ 
gesetzblatt bekanntzugeben. 


Bonn, den 31. August 1970 

Der Bundesminister der Finanzen 
Möller 

Der Bundesminister des Innern 
Genscher 
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Vereinbarung 


Bundesministerium Botschaft 

für Auswärtige Angelegenheiten der Bundesrepublik Deutschland 

ZI. 157.751—12 70 V3 —81.00 4 70 


Verbalnote 


Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten 
beehrt sich, der Botschaft der Bundesrepublik Deutschland 
mitzuteilen, daß die österreichische Bundesregierung in 
Auslührung von Artikel 1 Absatz 3 des Abkommens vom 
14. September 1955 zwischen der Republik Österreich und 
der Bundesrepublik Deutschland über Erleichterungen der 
Grenzabferligung im Eisenbahn-, Straßen- und Schiffsver¬ 
kehr für die Errichtung vorgeschobener deutscher Grenz- 
diensl,stellen am Grenzübergang im Lecknerial folgende 
Vereinbarung Vorschlag!: 

Artikel 1 

Im Leckneitäl wird auf österreichischem Gebiet an der 
Wegegabel erstlich des Lecknersees eine vorgeschobene 
deutsche Grcnzdienststelle errichtet. Bei dieser Grenz- 
dicnststelle finden nur Abfertigungen im kleinen Grenz¬ 
verkehr und irn Ausflugsverkehr statt. 

Artikel 2 

Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4 Absalz 3 
des Abkommens vom 14. September 1955 umfaßt 

a) das von den Bediensteten beider Staaten gemeinsam 
benützte Abfertigungsgebäude, 

b) den das Abfertigungsgebäude umgebenden Amtsplatz. 

A rti.kel 3 

Festgenommene oder zurückgewiesene Personen und 
sichergestellte Waren, Werte oder Beweismittel dürfen 
von den deutschen Bediensteten auf den Straßen von der 
in Artikel 1 genannten Grenzdienststelle über Hittisau 
bis zur gemeinsamen Grenze bei Balderschwang oder bei 
Aach verbracht werden. Für die dafür erforderlichen 
Amtshandlungen gehören diese Straßen zum örtlichen 
Bereich der in Artikel 1 genannten Grenzdienststelle. 

Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten 
beehrt sich vorzuschlagen, daß durch den Austausch dieser 
Verbalnote und der Antwortnote der Botschaft der Bun¬ 
desrepublik Deutschland die vorstehende Regelung eine 
Vereinbarung im Sinne des Artikels 1 Absatz 3 des Ab¬ 
kommens vom 14. September 1955 bildet, die am 1. Ok¬ 
tober 1970 in Kraft tritt und die auf diplomatischem Wege 
unter Einhaltung einer Frist von sechs Monaten je auf den 
ersten Tag eines Monats gekündigt werden kann. 

Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten 
benützt diese Gelegenheit, der Botschaft der Bundesrepu- 


Verbalnote 

Die Botschaft der Bundesrepublik Deutschland beehrt 
sich, dem Bundesministerium für Auswärtige Angelegen¬ 
heiten den Empfang seiner Verbalnote vom 6. Juli 1970, 
ZI. 157.751 — 12 70, zu bestätigen, deren Text wie folgt 
lautet: 

„Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegen¬ 
heiten beehrt sich, der Botschaft der Bundesrepublik 
Deutschland mitzuteilen, daß die österreichische Bundes¬ 
regierung in Ausführung von Artikel 1 Absatz 3 des Ab¬ 
kommens vom 14. September 1955 zwischen der Republik 
Österreich und der Bundesrepublik Deutschland über 
Erleichterungen der Grenzabfertigung im Eisenbahn- 
Straßen- und Schiffsverkehr für die Errichtung vorgescho¬ 
bener deutscher Grenzdienststellen am Grenzübergang im 
Lecknerial folgende Vereinbarung vorschlügt: 

Artikel 1 

Im Lecknertal wird auf österreichischem Gebiet an der 
Wegegabel östlich des Lecknersees eine vorgeschobene 
deutsche Grenzdienststelle errichtet. Bei dieser Grenz- 
dienstslelle finden nur Abfertigungen im kleinen Grenz¬ 
verkehr und im Ausflugsverkehr statt. 

Artikel 2 

Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4 Absatz 3 
des Abkommens vom 14. September 1955 umfaßt 

a) das von den Bediensteten beider Staaten gemeinsam 
benützte Abfertigungsgebäude, 

b) den das Abfertigungsgebäude umgebenden Amlsplatz 

Artikel 3 

Festgenommene oder zurückgewiesene Personen und 
sichergestellte Waren, Werte oder Beweismittel dürfen 
von den deutschen Bediensteten auf den Straßen von der 
in Artikel 1 genannten Grenzdienststelle über Hittisau 
bis zur gemeinsamen Grenze bei Balderschwang oder bei 
Aach verbracht werden. Für die dafür erforderlichen 
Amtshandlungen gehören diese Straßen zum örtlichen 
Bereich der in Artikel 1 genannten Grenzdienststelle. 

Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten 
beehrt sich vorzuschlagen, daß durch den Austausch dieser 
Verbalnote und der Antwortnote der Botschaft der Bun¬ 
desrepublik Deutschland die vorstehende Regelung eine 
Vereinbarung im Sinne des Artikels 1 Absatz 3 des Ab¬ 
kommens vom 14. September 1955 bildet, die am 1. Ok¬ 
tober 1970 in Kraft tritt und die auf diplomatischem W'ege 
unter Einhaltung einer Frist von sechs Monaten je auf 
den ersten Tag eines Monats gekündigt werden kann. 

Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten 
benützt diese Gelegenheit, der Botschaft der Bundesrepu- 
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blik Deutschland die Versicherung seiner ausgezeichneten blik Deutschland die Versicherung seiner ausgezeichneten 
Hochachtung zu erneuern. Hochachtung zu erneuern." 

Die Botschaft beehrt sich, dem Bundesministerium für 
Auswärtige Angelegenheiten mitzuteilen, daß die für die 
Grenzabfertigung zuständigen obersten Bundesbehörden 
der Bundesrepublik Deutschland damit einverstanden sind, 
daß die vorgeschlagene Regelung durch den Austausch 
der Verbalnote des Bundesministeriums für Auswärtige 
Angelegenheiten und dieser Antwortnote eine Verein¬ 
barung im Sinne des Artikels 1 Absatz 3 des Abkommens 
vom 14. September 1955 bildet, die am 1. Oktober 1970 in 
Kraft tritt und die auf diplomatischem Wege unter Ein¬ 
haltung einer Frist von sechs Monaten je auf den ersten 
Tag eines Monats gekündigt werden kann. 

Die Botschaft der Bundesrepublik Deutschland benutzt 
auch diesen Anlaß, das Bundesministerium für Auswär¬ 
tige Angelegenheiten erneut ihrer ausgezeichneten Hoch¬ 
achtung zu versichern. 

Wien, am 6. Juli 1970 Wien, am 8. Juli 1970 


An die An das 

Botschaft der Bundesrepublik Deutschland Bundesministei ium 
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Verordnung 

zur Durchsetzung der deutsch-österreichischen Vereinbarung vom 6./8. Juli 1970 
über die Grenzabfertigung in Zügen während der Fahrt 
auf der Strecke Pfronten-Steinach-Vils-Reutte 

Vom 31. August 1970 


Auf Grund des Artikels 2 Abs. 2 des Gesetzes vom 
25. August 1960 zu dem Abkommen vom 30. Mai 
1958 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
dem Königreich der Niederlande über die Zusam¬ 
menlegung der Grenzabfertigung und über die Ein¬ 
richtung von Gemeinschafts- oder Betriebswechsel¬ 
bahnhöfen an der deutsch-niederländischen Grenze 
(Bundesgesetzbl. 1960 II S. 2181) wird verordnet: 


§ 1 

An der deutsch-österreichischen Grenze wird die 
Grenzabfertigung in Zügen während der Fahrt auf 
der Strecke Pfronten-Steinach-Vils-Reutte nach Maß¬ 
gabe der Vereinbarung vom 6.'8. Juli 1970 vor¬ 
genommen. Die Vereinbarung wird nachstehend 
veröffentlicht. 


§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit Artikel 2 des Ge¬ 
setzes vom 4. Juli 1957 über das Abkommen vom 
14. September 1955 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Österreich über Er¬ 
leichterungen der Grenzabfertigung im Eisenbahn-, 
Straßen- und Schiffsverkehr (Bundesgesetzbl. 1957 
II S. 581) auch im Land Berlin. 

§ 3 

(1) Diese Verordnung tritt am 1, Oktober 1970 in 
Kraft. 

(2) Diese Verordnung tritt an dem Tage außer 
Kraft, an dem die Vereinbarung außer Kraft tritt. 

(3) Der Tag des Außerkrafttretens ist im Bundes¬ 
gesetzblatt bekanntzugeben. 


Bonn, den 31. August 1970 

Der Bundesminister der Finanzen 
Möller 

esminister des Innern 
Genscher 


Der Bundi 
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Vereinbarung 


Bundesministerium 
für Auswärtige Angelegenheiten 
ZI. 157.752—12 70 


Verbalnote 


Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegen¬ 
heiten beehrt sieh, der Botschaft der Bundesrepublik 
Deutschland mitzuteilen, daß die österreichische Bundes¬ 
regierung in Ausführung von Artikel 1 Absatz 3 des 
Abkommens vom 14. September 1955 zwischen der Re¬ 
publik Österreich und der Bundesrepublik Deutschland 
über Erleichterungen der Grenzabfertigung im Eisenbahn-, 
Straßen- und Schiffsverkehr für die Grenzabferligung in 
Zügen während der Fahrt auf der Strecke Pfronten- 
Steinach-Vils-Reutte folgende Vereinbarung vorschlägt: 

Artikel 1 

Die österreichische und die deutsche Grenzabfertigung 
wird nach Bedarf und Zweckmäßigkeit in Reisezügen 
während der Fahrt auf der Strecke Pfronten-Steinach-Vils- 
Reutte vorgenommen. Diese Grenzabfertigung erstreckt 
sich auf Personen und Handgepäck. Soweit ein Bedürfnis 
dafür besteht und es praktisch durchführbar ist, erstreckt 
sich die Grenzabferligung auch auf mitgeführte Tiere, 
aufgegebenes Reisegepäck und Expreßgut. Bestimmungen, 
nach denen die gesundheitspolizeiliche oder tierärztliche 
Grenzkontrolle oder die phytosanitäre Beschau in Reise¬ 
zügen nicht möglich ist, bleiben unberührt. 

Artikel 2 

Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4 Absatz 3 
des Abkommens vom 14. September 1955 wird durch die 
nachstehenden Artikel 3, 4 und 5 bestimmt. 

Artikel 3 

(1) Bei der Grenzabfertigung während der Fahrt bilden 
die Züge auf dem jeweils im Gebietsstaat gelegenen 
Teil der Strecke den örtlichen Bereich für die Bediensteten 
des Nachbarstaates. 

(2) In den Bahnhöfen Pfronten-Steinach, Vils und Reutte 
haben die Bediensteten des Nachbarslaates das Recht, im 
Zug festgenommene oder zurückgewiesene Personen und 
sichergestcllte Waren, Werte oder Beweismittel auf dem 
Bahnsteig oder in den zur Verfügung stehenden Räumen 
des Bahnhofes in Gewahrsam zu behalten; für die dafür 
erforderlichen Amtshandlungen ist dieser Teil des Bahn¬ 
hofes jeweils örtlicher Bereich. 

(3) Festgenommene oder zurückgewiesene Personen 
und sichergestcllte Waren, Werte oder Beweismittel dürfen 
auf der in Artikel 1 bezeichnelen Strecke mit einem der 
nächsten Züge in den Nachbarstaat verbracht werden. 
Für die dafür erforderlichen Amtshandlungen gehören 
diese Züge zum örtlichen Bereich. 


Botschaft 

der Bundesrepublik Deutschland 
V 3—81.00 5 70 


Verbalnote 

Die Botschaft der Bundesrepublik Deutschland beehrt 
sich, dem Bundesministerium für Auswärtige Angelegen¬ 
heiten den Empfang seiner Verbalnote vom 6. Juli 1970, 
ZI. 157.752—12 70, zu bestätigen, deren Text wie folgt 
lautet: 

„Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegen¬ 
heiten beehrt sich, der Botschaft der Bundesrepublik 
Deutschland mitzuteilen, daß die österreichische Bundes¬ 
regierung in Ausführung von Artikel 1 Absatz 3 des Ab¬ 
kommens vom 14. September 1955 zwischen der Republik 
Österreich und der Bundesrepublik Deutschland über Er¬ 
leichterungen der Grenzabferligung im Eisenbahn-, 
Straßen- und Schiffsverkehr für die Grenzabfertigung in 
Zügen während der Fahrt auf der Strecke Pfronten- 
Steinach-Vils-Reutte folgende Vereinbarung vorschlägt: 

Artikel 1 

Die österreichische und die deutsche Grenzabfertigung 
wird nach Bedarf und Zweckmäßigkeit in Reisezügen 
während der Fahrt auf der Strecke Pfronten-Steinach- 
Vils-Reutte vorgenommen. Diese Grenzabfertigung er¬ 
streckt sich auf Personen und Handgepäck. Soweit ein 
Bedürfnis dafür besteht und es praktisch durchführbar ist, 
erstreckt sich die Grenzabfertigung auch auf mitgeführte 
Tiere, aufgegebenes Reisegepäck und Expreßgut. Bestim¬ 
mungen, nach denen die gesundheitspolizeiliche oder 
tierärztliche Grenzkontrolle oder die phytosanitäre Be¬ 
schau in Reisezügen nicht möglich ist, bleiben unberührt. 

Artikel 2 

Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4 Absatz 3 
des Abkommens vom 14. September 1955 wird durch die 
nachstehenden Artikel 3, 4 und 5 bestimmt. 

Artikel 3 

(1) Bei der Grenzabfertigung während der Fahrt bilden 
die Züge auf dem jeweils im Gebietsstaat gelegenen Teil 
der Strecke den örtlichen Bereich für die Bediensteten 
des Nachbarstaates. 

(2) ln den Bahnhöfen Pfronten-Steinach, Vils und Reutte 
haben die Bediensteten des Nachbarstaates das Recht, im 
Zug festgenommene oder zurückgewiesene Personen und 
sichcrgestellte Waren, Werte oder Beweismittel auf dem 
Bahnsteig oder in den zur Verfügung stehenden Räumen 
des Bahnhofes in Gewahrsam zu behalten; für die dafür 
erforderlichen Amtshandlungen ist dieser Teil des Bahn¬ 
hofes jeweils örtlicher Bereidi. 

(3) Festgenommene oder zurückgewiesene Personen und 
sichergestellte Waren, Werte oder Beweismittel dürfen 
auf der in Artikel 1 bezeichnelen Strecke mit einem 
der nächsten Züge in den Nadibarstaat verbracht werden. 
Für die dafür erforderlichen Amtshandlungen gehören 
diese Züge zum örtlichen Bereich. 
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Bei welchen Reisezügen die Voraussetzungen des Ar¬ 
tikels 1 vorliegcn, stellen die Finanzlandesdirektion für 
Tirol, die zuständige österreichische Sicherlieitsbehörde 
und die zuständige österreichische Eisenbahnbehürde 
einerseits sowie die Oberfinanzdirektion München, die 
Direktion der Bayerischen Grenzpolizei und die zuständige 
Behörde der Deutschen Bundesbahn andererseits längstens 
für eine Fahrplanperiode fest. Die Befugnis der genannten 
Behörden, diese Feststellung im Einzelfall durch örtliche 
Beauftragte treffen zu lassen, bleibt unberührt. 

Artikel 5 

Festgenornmene oder zurückgewiesene Personen und 
sichergestellte Waren, Werte oder Beweismittel dürfen, 
sofern eine Beförderung mit der Bahn nicht tunlich ist, 
auf der kürzesten Straßenverbindung 

a) von den österreichischen Bediensteten von Pfronten- 
Steinach zur gemeinsamen Grenze bei Pfronten- 
Steinach Vils und 

b) von den deutschen Bediensteten von Reutte oder Vils 
zur gemeinsamen Grenze bei Vils Pfronten-Steinach 

verbracht werden. Für die dafür erforderlichen Amts¬ 
handlungen gehören diese Straßenverbindungen zum ört¬ 
lichen Bereich. 

Das Bnmlesministerium für Auswärtige Angelegenheiten 
beehrt sich vorz.uschlagcn, daß durch den Austausch dieser 
Verbalnote und der Antwortnote der Botschaft der 
Bundesrepublik Deutschland die vorstehende Regelung 
eine Vereinbarung im Sinne des Artikels 1 Absatz 3 
des Abkommens vom 14. September 1955 bildet, die am 
1. Oktober 1970 in Kraft tritt und die auf diplomatischem 
Wege unter Einhaltung einer Frist von sechs Monaten 
je auf den ersten Tag eines Monats gekündigt werden 

Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegen¬ 
heiten benützt diese Gelegenheit, der Botschaft der 
Bundesrepublik Deutschland die Versicherung seiner aus¬ 
gezeichneten Hochachtung zu erneuern. 


Wien, am ft, Juli 1970 

L. S. 


An die 
Botschaft 

der Bundesrepublik Deutschland 
Wien 


Bei welchen Reisezügen die Voraussetzungen des Ar¬ 
tikels 1 vorliegen, stellen die Finanzlandesdirektion für 
Tirol, die zuständige österreichische Sicherheitsbehörde 
und die zuständige österreichische Eisenbahnbehörde 
einerseits sowie die Oberfinanzdirektion München, die 
Direktion der Bayerischen Grenzpolizei und die* zuständige 
Behörde der Deutschen Bundesbahn andererseits längstens 
für eine Fahrplanperiode fest. Die Befugnis der genannten 
Behörden, diese Feststellung im Einz.elfall durch örtliche 
Beauftragte treffen zu lassen, bleibt unberührt. 

Artikel 5 

Festgenornmene oder zurückgewiesene Personen und 
sichergestellte Waren, Werte oder Beweismittel dürfen, 
sofern eine Beförderung mit der Bahn nicht tunlich ist, 
auf der kürzesten Straßenverbindung 

a) von den österreichischen Bediensieten von Plvenlen- 
Steinach zur gemeinsamen Grenze bei Pfronten- 
Steinach Vils und 

b) von den deutschen Bediensteten von Reutte oder 
Vils zur gemeinsamen Grenze bei Vils Pfronten- 
Steinach 

verbracht werden. Für die dafür erforderlichen Amts¬ 
handlungen gehören diese Straßenverbindungen zum ört¬ 
lichen Bereich. 

Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegen¬ 
heilen beehrt sich vorzuschlagen, daß durch den Aus¬ 
tausch dieser Verbalnote und der Antwortnote der Bot¬ 
schaft der Bundesrepublik Deutschland die vorstehende 
Regelung eine Vereinbarung im Sinne dos Artikels 1 
Absatz 3 dos Abkommens vom 14. September 1955 bildet, 
die am 1. Oktober 1970 in Kraft tritt und die auf diplo¬ 
matischem Wege unter Einhaltung einer Frist von sechs 
Monaten je auf den ersten Tag eines Monats gekündigt 
werden kann. 

Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegen¬ 
heiten benützt diese Gelegenheit, der Botschaft der 
Bundesrepublik Deutschland die Versicherung seiner aus¬ 
gezeichneten Hochachtung zu erneuern." 

Die Botschaft beehrt sich, dem Bundesministerium für 
Auswärtige Angelegenheiten mitzuteilen, daß die für die 
Grenzabfertigung zuständigen obersten Bundesbehörden 
der Bundesrepublik Deutschland damit einverstanden sind, 
daß die vorgeschlagene Regelung durch den Austausch 
der Verbalnote des Bundesministeriums für Auswärtige 
Angelegenheiten und dieser Antwortnote eine Verein¬ 
barung im Sinne des Artikels 1 Absatz 3 des Abkommens 
vom 14. September 1955 bildet, die am 1. Oktober 1970 
in Kraft tritt und die auf diplomatischem Wege unter 
Einhaltung einer Frist von sechs Monaten je auf den 
ersten Tag eines Monats gekündigt werden kann. 

Die Botschaft clor Bundesrepublik Deutschland benutzt 
auch diesen Anlaß, das Bundesministerium für Auswärtige 
Angelegenheiten erneut ihrer ausgezeichneten Hoch¬ 
achtung zu versichern. 

Wien, am 8. Juli 1970 

L. S. 


für Auswärtige Angelegenheiten 
W i e n 
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Verordnung 

zur Durchsetzung der deutsch-österreichischen Vereinbarung vom 6./8. Juli 1970 
über die Grenzabfertigung in Zügen während der Fahrt 
auf der Strecke Garmisch-Partenkirchen-Griesen-Reutte 

Vom 31. August 1970 


Auf Grund des Artikeln 2 Abs. 2 des Gesetzes vom 
25. August 1960 zu dem Abkommen vom 30. Mai 
1958 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
dem Königreich der Niederlande über die Zusam¬ 
menlegung der Grenzabfertigung und über die Ein¬ 
richtung von Gemeinsdiafts- oder Betriebswechsel¬ 
bahnhöfen an der deutsch-niederländischen Grenze 
(Bundesgesetzbl. 1960 II S. 2181) wird verordnet: 


§ 1 

An der deutsch-österreichischen Grenze wird die 
Grenzabfertigung in Zügen während der Fahrt auf 
der Strecke Garmisch-Partenkirchen-Griesen-Reutte 
nach Maßgabe der Vereinbarung vom 6. 8. Juli 1970 
vorgenommen. Die Vereinbarung wird nachstehend 
veröffentlicht. 


§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit Artikel 2 des Gesetzes 
vom 4. Juli 1957 über das Abkommen vom 14. Sep¬ 
tember 1955 zwischen der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land und der Republik Österreich über Erleichterun¬ 
gen der Grenzabfertigung im Eisenbahn-, Straßen- 
und Schiffsverkehr (Bundesgesetzbl. 1957 II S. 581) 
auch im Land Berlin. 

§ 3 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1970 in 
Kraft. 

(2) Diese Verordnung tritt an dem Tage außer 
Kraft, an dem die Vereinbarung außer Kraft tritt. 

(3) Der Tag des Außerkrafttretens ist im Bundes¬ 
gesetzblatt bekanntzugeben. 


Bonn, den 31. August 1970 

Der Bundesminister der Finanzen 
Möller 


Der Bundesminister des Innern 
Genscher 
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Vereinbarung 


Bundesministerium 
für Auswärtige Angelegenheiten 
ZI. 157.753—12 70 


Verbalnote 


Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegenhei¬ 
len beehrt sich, der Botschaft der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land mitzuteilen, daß die österreichische Bundesregierung 
in Ausführung von Artikel 1 Absatz 3 des Abkommens 
vom 14. September 1955 zwischen der Republik Österreich 
und der Bundesrepublik Deutschland über Erleichterungen 
der Grenzablortigung im Eisenbahn-, Straßen- und Schiffs¬ 
verkehr für die Grenzabfertigung in Zügen während der 
Fahrt auf der Strecke Garmisch-Partenkirchen-Griesen- 
Reulte folgende Vereinbarung vorschlägt: 

Artikel 1 

Die österreichische und die deutsche Grenzabfertigung 
wird nach Bedarf und Zweckmäßigkeit in Reisezügen wäh¬ 
rend der Fahrt auf der Strecke Garmisch-Partenkirchen- 
Gricsen-Reutte vorgenommen. Diese Grenzabfertigung 
erstreckt sich auf Personen und Handgepäck. Soweit ein 
Bedürfnis dafür besteht und es praktisch durchführbar ist, 
erstreckt sich die Grenzabfertigung auch auf mitgeführte 
Tiere, aufgegebenes Reisegepäck und Expreßgut. Bestim¬ 
mungen, nach denen die gesundheitspolizeiliche oder tier¬ 
ärztliche Grenzkontrolle oder die phytosunitäre Beschau 
in Reisezügen nicht möglich ist, bleiben unberührt. 


Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4 Absatz 3 
des Abkommens vom 14. September 1955 wird durch die 
nachstehenden Artikel 3, 4 und 5 bestimmt. 

Artikel 3 

(1) Bei der Grenzabfertigung während der Fahrt bilden 
die Züge auf dem jeweils im Gebietsstaat gelegenen Teil 
der Strecke den örtlichen Bereich für die Bediensteten des 
Nachbarstaates. 

(2) In den Bahnhöfen Garmisch-Partenkirchen, Griesen, 
Ehrwald und Reutte haben die Bediensteten des Nachbar¬ 
staates das Recht, im Zug festgenommene oder zurück¬ 
gewiesene Personen und sichergestellte Waren, Werte 
oder Beweismittel auf dem Bahnsteig oder in den zur 
Verfügung stehenden Räumen des Bahnhofes in Gewahr¬ 
sam zu behalten. Für die dafür erforderlichen Amtshand¬ 
lungen ist dieser Teil des Bahnhofes jeweils örtlicher 
Bereich. 

(3) Festgenommene oder zurückgewiesene Personen 
und sichergestellte Waren, Werte oder Beweismittel dür¬ 
fen auf der in Artikel 1 bezeichneten Strecke mit einem 
der nächsten Züge in den Nachbarstaat verbracht werden. 
Für die dafür erforderlichen Amtshandlungen gehören 
diese Züge zum örtlichen Bereich. 


Botschaft 

der Bundesrepublik Deutschland 
V3 — 81.00 6 70 


Verbalnote 

Die Botschaft der Bundesrepublik Deutschland beehrt 
sich, dem Bundesministerium für Auswärtige Angelegen¬ 
heiten den Empfang seiner Verbalnote vom 6. Juli 1970, 
ZI. 157.753—12 70, zu bestätigen, deren Text wie tolgt 
lautet: 

„Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegenhei¬ 
ten beehrt sich, der Botschaft der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land mitzuteilen, daß die österreichische Bundesregierung 
in Ausführung von Artikel l Absatz 3 des Airkommens 
vom 14. September 1955 zwischen der Republik Österreich 
und der Bundesrepublik Deutschland über Erleichterungen 
der Grenzabfertigung im Eisenbahn-, Straßen- und Schiffs¬ 
verkehr für die Grenzabfertigung in Zügen während der 
Fahrt auf der Strecke Garmisch-Partenkirchen-Griesen- 
Reulte folgende Vereinbarung vorschlägt: 

Artikel 1 

Die österreichische und die deutsche Grenzabfertigung 
wird nach Bedarf und Zweckmäßigkeit in Reisezügen wäh¬ 
rend der Fahrt auf der Strecke Garmisch-Partenkirchen- 
Griesen-Reutte vorgenommen. Diese Grenzabfertigung 
erstreckt sich auf Personen und Handgepäck. Soweit ein 
Bedürfnis dafür besteht und es praktisch durchführbar ist, 
erstreckt sich die Grenzabfertigung auch auf mitgeführte 
Tiere, aufgegebenes Reisegepäck und Expreßgut. Bestim¬ 
mungen, nach denen die gesundheitspolizeiliche oder tier¬ 
ärztliche Grenzkontrolle oder die phytosanitäre Beschau 
in Reisezügen nicht möglich ist, bleiben unberührt. 

Artikel 2 

Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4 Absatz 3 
des Abkommens vom 14. September 1955 wird durch die 
nachstehenden Artikel 3, 4 und 5 bestimmt. 

Artikel 3 

(1) Bei der Grenzabfertigung während der Fahrt bilden 
die Züge auf dem jeweils im Gebietsstaat gelegenen Teil 
der Strecke den örtlichen Bereich für die Bediensteten des 
Nachbarstaates. 

(2) In den Bahnhöfen Garmisch-Partenkirchen, Griesen, 
Ehrwald und Reutte haben die Bediensteten des Nachbar¬ 
staates das Recht, im Zug festgenommene oder zurück¬ 
gewiesene Personen und sichergestellte Waren, Werte 
oder Beweismittel auf dem Bahnsteig oder in den zur 
Verfügung stehenden Räumen des Bahnhofes in Gewahr¬ 
sam zu behalten. Für die dafür erforderlichen Amtshand¬ 
lungen ist dieser Teil des Bahnhofes jeweils örtlicher 
Bereich. 

(3) Festgenommene oder zurückgewiesene Personen und 
sichergestellte Waren, Werte oder Beweismittel dürfen 
auf der in Artikel 1 bezeichneten Strecke mit einem der 
nächsten Züge in den Nachbarstaat verbracht werden. Für 
die dafür erforderlichen Amtshandlungen gehören diese 
Züge zum örtlichen Bereich. 
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Bei welchen Reisezügen die Voraussetzungen des Ar¬ 
tikels 1 vorliegen, stellen die Finanzlandesdirektion für 
Tirol, die zuständige österreichische Sicherheitsbehörde 
und die zuständige österreichische Eisenbahnbehörde 
einerseits sowie die Oberfinanzdirektion München, die 
Direktion der Bayerischen Grenzpolizei und die zustän¬ 
dige Behörde der Deutschen Bundesbahn andererseits 
längstens für eine Fahrplanperiode fest. Die Befugnis der 
genannten Behörden, diese Feststellung im Einzelfall 
durch örtliche Beantragte treffen zu lassen, bleibt un- 

Artikel 5 

Feslgenommene oder zurückgewiesene Personen und 
sichergestellte Waren, Werte oder Beweismittel dürfen, 
sofern eine Beförderung mit der Bahn nicht tunlich ist, 
auf der kürzesten Straßenverbindung 

a) von den österreichischen Bediensteten von Garmisch- 
Partenkirchen oder Griesen zur gemeinsamen Grenze 
bei Griesen Ehrwaldschanz und 

b) von den deutschen Bediensteten von Reutte oder Ehr¬ 
wald zur gemeinsamen Grenze bei Ehrwaldschanz 
Griesen 

verbracht werden. Für die dafür erforderlichen Amtshand¬ 
lungen gehören diese Strecken zum örtlichen Bereich. 

Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegenhei¬ 
ten beehrt sich vorzuschlagen, daß durch den Austausch 
dieser Verbalnote und der Antwortnote der Botschaft der 
Bundesrepublik Deutschland die vorstehende Regelung 
eine Vereinbarung im Sinne des Artikels 1 Absatz 3 des 
Abkommens vom 14. September 1955 bildet, die am 1. Ok¬ 
tober 1970 in Kraft tritt und die auf diplomatischem Wege 
unter Einhaltung einer Frist von sechs Monaten je auf 
den ersten Tag eines Monats gekündigt everden kann. 

Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegenhei¬ 
ten benützt diese Gelegenheit, der Botschaft der Bundes¬ 
republik Deutschland die Versicherung seiner ausgezeich¬ 
neten Hochachtung zu erneuern. 


Wien, am 6. Juli 1970 

L. S. 


An die 
Botschaft 

der Bundesrepublik Deutschland 
Wien 


Bei welchen Reisezügen die Voraussetzungen des Ar¬ 
tikels 1 vorliegen, stellen die Finanzlandesdirektion für 
Tirol, die zuständige österreichische Sicherheitsbehörde 
und die zuständige österreichische Eisenbahnbehörde 
einerseits sowie die Oberfinanzdireklion München, die 
Direktion der Bayerischen Grenzpolizei und die zustän¬ 
dige Behörde der Deutschen Bundesbahn andererseits 
längstens für eine Fahrplanperiode fest. Die Befugnis 
der genannten Behörden, diese Feststellung im Einzelfall 
durch örtliche Beauftragte treiien zu lassen, bleibt un¬ 
berührt. 

Artikel 5 

Festgenommene oder zurückgewiesene Personen und 
sichergestellte Waren, Werte oder Beweismittel dürfen, 
sofern eine Beförderung mit der Bahn nicht tunlich ist, 
auf der kürzesten Slraßenverbindung 

a) von den österreichischen Bediensteten von Garmisch- 
Partenkirchen oder Griesen zur gemeinsamen Grenze 
bei Griesen Ehrwaldschanz und 

b) von den deutschen Bediensteten von Reutte oder Ehr- 
wald zur gemeinsamen Grenze bei Ehrwalelschanz' 
Griesen 

verbracht werden. Für die dafür erforderlichen Amtshand¬ 
lungen gehören diese Strecken zum örtlichen Bereich. 

Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten 
beehrt sich vorzuschlagen, daß durch den Austausch dieser 
Verbalnote und der Antwortnote der Botschaft der Bun¬ 
desrepublik Deutschland die vorstehende Regelung eine 
Vereinbarung im Sinne des Artikels 1 Absatz 3 des Ab¬ 
kommens vom 14. September 1955 bildet, die am 1. Ok¬ 
tober 1970 in Kraft tritt und die auf diplomatischem Wege 
unter Einhaltung einer Frist von sechs Monaten je aut den 
ersten Tag eines Monats gekündigt werden kann. 

Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten 
benützt diese Gelegenheit, der Botschaft der Bundesrepu¬ 
blik Deutschland die Versicherung seiner ausgezeichneten 
Hochachtung zu erneuern.“ 

Die Botschaft beehrt sich, dem Bundesministerium lür 
Auswärtige Angelegenheiten mitzuteilen, daß die für die 
Grenzabfertigung zuständigen obersten Bundesbehörden 
der Bundesrepublik Deutschland damit einverstanden sind, 
daß die vorgeschlagene Regelung durch den Austausch der 
Verbalnote des Bundesministeriums für Auswärtige An¬ 
gelegenheiten und dieser Antwortnote eine Vereinbarung 
im Sinne des Artikels 1 Absatz 3 des Abkommens vom 
14. September 1955 bildet, die am 1. Oktober 1970 in Kraft 
tritt und die auf diplomatischem Wege unter Einhaltung 
einer Frist von sechs Monaten je auf den ersten Tag eines 
Monats gekündigt werden kann. 

Die Botschaft der Bundesrepublik Deutschland benutzt 
auch diesen Anlaß, das Bundesministerium für Auswärtige 
Angelegenheiten erneut ihrer ausgezeichneten Hochach¬ 
tung zu versichern. 

Wien, am 8. Juli 1970 

L S. 


Bundesministerium 

für Auswärtige Angelegenheiten 

Wien 
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Verordnung 

zur Durchsetzung der deutsch-österreichischen Vereinbarung vom 6./8. Juli 1970 
über die Errichtung vorgeschobener deutscher Grenzdienststellen 
am Grenzübergang Achenwald 

Vom 31. August 1970 


Auf Grund des Artikels 2 Abs. 2 des Gesetzes vom 
25, August 1960 zu dem Abkommen vom 30. Mai 
1958 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
dem Königreich der Niederlande über die Zusam¬ 
menlegung der Grenzabfertigung und über die Ein¬ 
richtung von Gemeinschafts- oder Betriebswechsel¬ 
bahnhöfen an der deutsch-niederländischen Grenze 
(Bundesgesctzbl. I960 II S. 2181) wird verordnet: 


§ 1 

An der deutsch-österreichischen Grenze werden 
am Grenzübergang Achenwald auf österreichischem 
Gebiet vorgeschobene deutsche Grenzdienststellen 
nach Maßgabe der Vereinbarung vom 6.-8. Juli 
1970 errichtet. Die Vereinbarung w'ird nachstehend 
veröffentlicht. 


§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uber¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit Artikel 2 des Gesetzes 
vom 4. Juli 1957 über das Abkommen vom 14. Sep¬ 
tember 1955 zwischen der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land und der Republik Österreich über Erleichterun¬ 
gen der Grenzabfertigung im Eisenbahn-, Straßen- 
und Schiffsverkehr (Bundesgesctzbl. 1957 II S. 581) 
auch im Land Berlin. 

§ 3 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1970 in 
Kraft. 

(2) Diese Verordnung tritt an dem Tage außer 
Kraft, an dem die Vereinbarung außer Kraft tritt. 

(3) Der Tag des Außerkrafttretens ist im Bundes¬ 
gesetzblatt bekanntzugeben. 


Bonn, den 31. August 1970 

Der Bundes minister der Finanzen 
Möller 


Der Bundesminister des Innern 
Genscher 
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Vereinbarung 


Bundesmiiiisterium 
fiir Auswärtige Angelegenheiten 
ZI. 157.754—12 70 


Verbalnote 


Das Bundesministerium fiir Auswärtige Angelegenhei¬ 
ten beehrt sich, der Botschaft der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land milzuteilen, daß die österreichische Bundesregierung 
in Ausführung von Artikel 1 Absatz 3 des Abkommens 
vom 14. September 1955 zwischen der Republik Österreich 
und der Bundesrepublik Deutschland über Erleichterungen 
der Grenzabfertigung im Eisenbahn-, Straßen- und Schiffs¬ 
verkehr für die Errichtung vorgeschobener deutscher 
Grenzdienststellen am Grenzübergang Achenwald fol¬ 
gende Vereinbarung vorschlägt: 

Artikel 1 

Am Grenzübergang Achenwald werden auf österreichi¬ 
schem Gebiet vorgeschobene deutsche Grenzdienststellen 
errichtet. 

Artikel 2 

Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4 Absatz 3 
des Abkommens vom 14. September 1955 umfaßt 

a) die von den Bediensteten beider Staaten gemeinsam 

benützten Flächen, Anlagen und Räume, und zwar 

— die Bundesstraße Nr. 181 von der gemeinsamen 
Grenze auf der nördlichen Pittenbachbrücke bis 
zum Amtsplatz und die Tiroler Landesstraße I. Ord¬ 
nung Nr. 28 von der Staatsgrenze auf der südlichen 
Pittenbachbrücke bis zur Einmündung in die Bun- 
desstraße Nr. 181; 

— den die Dienstgebäude umgebenden Amtsplatz; 

— die Abfertigungshalle im Inselgebäude einschließ¬ 
lich der Zugänge; 

— die Abfertigungsrampe, die Untersuchungsgrube, 
den Dispositionsraum und die Garage mit den je¬ 
weiligen Zugängen in und an der östlich vom 
Inselgebäude gelegenen Güterhalle; 

— die westlich vom Inselgebäude befindliche Brücken¬ 
waage; 

b) die den deutschen Bediensteten zur alleinigen Benut¬ 
zung überlassenen Räume der Dienstgebäude, und 

— die nordwestlich der Abiertigungshalle gelegenen 
Räume des Inselgebäudes; 

-- in der östlich vom Inselgebäude gelegenen Güter¬ 
halle den nordwestlichen Lagerraum und den nord¬ 
westlichen Büroraum. 

Artikel 3 

Festgenommene oder zurückgewiesene Personen und 
sichergestellte Waren, Werte oder Beweismittel dürfen 
von den deutschen Bediensteten auch auf der Tiroler 


Bolschait 

der Bundesrepublik Deutschland 
V 3 —81.00 7 70 


Verbalnote 

Die Botschaft der Bundesrepublik Deutschland beehrt 
sich, dem Bundesministerium für Auswärtige Angelegen¬ 
heiten den Empfang seiner Verbalnote vom 6. Juli 1970, 
ZI. 157.754—12 70, zu bestätigen, deren Text wie folgt 
lautet: 

„Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegenhei¬ 
ten beehrt sich, der Botschaft der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land mitzuteilen, daß die österreichische Bundesregierung 
in Ausführung von Artikel 1 Absatz 3 des Abkommens 
vom 14. September 1955 zwischen der Republik Österreich 
und der Bundesrepublik Deutschland über Erleichterungen 
der Grenzabfertigung im Eisenbahn-, Straßen- und Schiffs¬ 
verkehr für die Errichtung vorgeschobener deutscher 
Grenzdienststellen am Grenzübergang Achenwald fol¬ 
gende Vereinbarung vorschlägt: 

Artikel 1 

Am Grenzübergang Achenwald werden auf österreichi¬ 
schem Gebiet vorgeschobene deutsche Grenzdienststellen 
errichtet. 

Artikel 2 

Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4 Absatz 3 
des Abkommens vom 14. September 1955 umfaßt 

a) die von den Bediensteten beider Staaten gemeinsam 

benützten Flächen, Anlagen und Räume, und zwar 

— die Bundesstraßc Nr. 181 von der gemeinsamen 
Grenze auf der nördlichen Pittenbnchbi ticke bis 
zum Amtsplatz und die Tiroler Landesstraße I. Ord¬ 
nung Nr. 28 von der Staatsgrenze auf der südlichen 
Pittenbachbrücke bis zur Einmündung in die Bun¬ 
desstraße Nr. 181; 

— den die Dienstgebüude umgebenden Amtsplat/; 

— die Abfertigungshalle im Inselgebäude einschließ¬ 
lich der Zugänge; 

— die Abfertigungsrampe, die Untersuchungsgrube, 
den Disposilionsraum und die Garage mit den je¬ 
weiligen Zugängen in und an der östlich vom 
Inselgebäude gelegenen Gülerftalle; 

— die westlich vom Inselgebäude befindliche Brücken 
waage, 

b) die den deutschen Bediensteten zur alleinigen Be¬ 
nützung überlassenen Räume der Dienstgebüude, und 

— die nordwestlich der Abiertigungshalle gelegenen 
Räume des Inselgebaudes; 

— in der östlich vom Inselgebäude gelegenen Gütcr- 
halle den nordwestlichen Lagerraum und den nord¬ 
westlichen Büro raum 

Feslcjenommene oder zurückgewiesene Personen und 
sichergestellte Waren, Werte oder Beweismittel dürfen 
von den deutschen Bediensteten auch auf der Tiroler 
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Lnnclesslrnße I. Ordnung Nr. 28 zwischen den Slaatsgren- 
zen auf der Rauchstubenbrücke und der Geißalmbrücke 
iWaldienstraße) auf deutsches Hoheitsgebiet verbracht 
werden, fdir die hierfür erforderlichen Amtshandlungen 
gehört diese Sliaße zum ältlichen Bereich. 

Das Bundesniinislei ium für Auswärtige. Angelegenhei¬ 
ten beehrt sich vnrzuschlagen, daß durch den Austausch 
dieser Verbalnote und der Antwortnote der Botschatt der 
Bundesrepublik Deutschland die vorstehende Regelung 
eine Vereinbarung im Sinne des Artikels 1 Absatz 3 des 
Abkommens vom 14. September 1955 bildet, die am 1. Ok¬ 
tober 1970 irr Krall tritt und die auf diplomatischem Wege 
unter Einhaltung eiirer Frist von sechs Monaten je auf den 
ersten Tag eirres Monats gekündigt werden kann. 

Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegenhei¬ 
ten benützt diese Gelegenheit, der Botschaft der Bundes¬ 
republik Deutschland die Versicherung seiner ausgezeich¬ 
neten Hochachtung zu erneuern. 


Wien, am ß. Juli 1970 

L. S. 


An die 
Botschaft 

der Bundesrepublik Deutschland 


Landesstruße 1. Ordnung Nr. 28 zwischen den Staatsgren¬ 
zen auf der Rauchstubenbrücke und der Goißuhnbrücke 
(Wuhhonstraßc) auf deutsches Hoheitsgebiet verbracht 
werden. Für die dafür erforderlichen Amtshandlungen 
gehört diese Straße zum örtlichen Bereich. 

Das BundosminisloHunr tut Auswärtige Angelegenhei¬ 
ten beehrt sich vorzuschlagen, daß durch den Austausch 
dieser Verbalnote und der Antwortnote der Botschatt der 
Bundesrepublik Deutschland die vorstehende Regelung 
eine Vereinbarung im Sinne dos Artikels 1 Absatz 3 des 
Abkommens vom 14. September 1955 bildet, die am 1. Ok¬ 
tober 1970 in Kraft tritt und die auf diplomatischem W : oge 
unter Einhaltung einer Frist von sechs Monaten je auf 
den ersten Tag eines Monats gekündigt werden kann. 

Das Bundesminislcrium für Auswärtige Angelegenhei¬ 
ten benützt diese Gelegenheit, der Botschatt der Bundes¬ 
republik Deutschland die Versicherung seiner ausgezeich¬ 
neten Hochachtung zu erneuern." 

Die Botschaft beehrt sich, dem Bundesministerium für 
Auswärtige Angelegenheiten mitzuteilen, daß die für die 
Grenzabfertigung zuständigen obersten Bundcsbohörden 
der Bundesrepublik Deutschland damit einverstanden sind, 
daß die vorgesdilagene Regelung durch den Austausch 
der Verbalnote des Bundesministerbims für Auswärtige 
Angelegenheiten und dieser Antwortnote eine Vereinba¬ 
rung im Sinne des Artikels 1 Absatz 3 des Abkommens 
vom 14. September 1955 bildet, die am 1 Oktober 1970 in 
Kraft tritt und die auf diplomatischem Wege unter Ein¬ 
haltung einer Frist von sechs Monaten je auf den ersten 
Tag eines Monats gekündigt werden kann. 

Die Botschaft der Bundesrepublik Deutschland benutzt 
auch diesen Anlaß, das Bundesministerium für Auswärtige 
Angelegenheiten erneut ihrer ausgezeichneten Hoch¬ 
achtung zu versichern. 

Wien, am 8. Juli 1970 

L.S. 


Bundesministerium 

für Auswärtige Angelegenheiten 
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Verordnung 

zur Durchsetzung der deutsch-österreichischen Vereinbarung vom 6./8. Juli 1970 
über die Errichtung vorgeschobener österreichischer Grenzdienststellen 
an den Grenzübergängen Kiefersfelden-Autobahn und Kiefersfelden-Staatsstraße 

Vom 31. August 1970 


Aut Grund des Artikels 2 Abs. 2 des Gesetzes vom 
25. August 1960 zu dem Abkommen vom 30. Mai 
1958 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
dem Königreich der Niederlande über die Zusam¬ 
menlegung der Grenzabfertigung und über die Ein¬ 
richtung von Gemeinschafts- oder Betriebswechsel¬ 
bahnhöfen an der deutsch-niederländischen Grenze 
(Bundesgesetzbl. 1960 II S. 2181) wird verordnet: 


§ 1 

An der deutsch-österreichischen Grenze werden 
an den Grenzübergängen Kiefersfelden-Autobahn 
und Kiefersfelden-Staatsstraße auf deutschem Gebiet 
vorgeschobene österreichische Grenzdienststellen 
nach Maßgabe der Vereinbarung vom 6. 8. Juli 1970 
errichtet, Die Vereinbarung wird nachstehend ver¬ 
öffentlicht, 


§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uber- 
leitungsgesetzcs vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit Artikel 2 des Gesetzes 
vom 4. Juli 1957 über das Abkommen vom 14. Sep¬ 
tember 1955 zwischen der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land und der Republik Österreich über Erleichte¬ 
rungen der Grenzabfertigung im Eisenbahn-, St raffen - 
und Schiffsverkehr (Bundesgesetzbl. 1957 Ii S. 581) 
auch im Land Berlin. 

§ 3 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1970 in 
Kraft. 

(2) Diese Verordnung tritt an dem Tage außer 
Kraft, an dem die Vereinbarung außer Kraft tritt. 

(3) Der Tag des Außerkrafttretens ist im Bundes¬ 
gesetzblatt bekanntzugeben. 


Bonn, den 31. August 1970 

Der Bundesminister der Finanzen 
Möller 

Der Bundesminister des Innern 
Genscher 
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Vereinbarung 


Bundesministe riuin Botschaft 

lui Auswärtige Aiicjeiecjenheilen dev Bundesrepublik Deutschland 

ZI. 157.755 — 12 70 V 3 — 81.00 8 70 


Verbalnote 


Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten 
beehrt sieh, der Botschaft der Bundesrepublik Deutschland 
mitzuteilen, daß die Österreichische Bundesregierung in 
Ausführung von Artikel 1 Absatz 3 des Abkommens vom 
14. September 1955 zwischen der Republik Österreich und 
der Bundesrepublik Deutschland über Erleichterungen der 
Gren/abferligung im Eisenbahn-, Straßen- und Schilfs¬ 
verkehr für die Errichtung vorgeschobener österreichischer 
Grenzdienststellen an den Grenzübergängen Kicfersfelden- 
Aulobuhn und Kiefersfelden-Staatsstraße folgende Ver¬ 
einbarung vorschlägt: 

Artikel 1 

An den Grenzübergängen Kiefersfelden-Autobahn und 
Kiefersfelden-Staatsstraße werden auf deutschem Gebiet 
vorgeschobene österreichische Grenzdienststellen er¬ 
richtet. 

Artikel 2 

Der öi Hielte Bereich im Sinne des Artikels 4 Absatz 3 
des Abkommens vom 14. September 1955 umfaßt 
1. beim Cren/übergang Kiefersfelden-Autobahn 

a) die von den Bediensteten beider Staaten gemein¬ 
sam benützten Flächen, Anlagen und Räume, und 

— die Bundesautobahn von der gemeinsamen 
Grenze auf der Brücke über den Inn bis zum 
Amtsplalz und nördlich des Amtsplatzes bis 
einschließlich Aus- und Einfahrt Kiefersfelden; 

— den die Dienstgebäude umgebenden Amtsplatz; 

— die südlich an den Amtsplatz, angrenzende Um- 
kehrschieile; 

— in den Dienstgebäuden t und 11 die Ablerti- 
gungshallen für die Warenein- und Waren¬ 
ausfuhr, die Omni husa bfertigu ngsh a Men, die 
Untersuduingsräume und die sanitären Anlagen 
in den Erd- und Kellergeschossen; 

— im Dienstgebäude II im Kellergeschoß die In- 
slallalions- und Heizungsräume sowie die bei¬ 
den Fnhrradräume; 

— - dem Veibinelungstunnel samt allen Zugängen; 

— die Wiegehauschen (Gebäude 6 und 16) samt 

— die Verbindungswege in allen Dienstgebäuden; 

b) die den österreichischen Bediensteten zur alleinigen 

Benützung überlassenen Anlagen und Räume, und 

— im Dienslgebäude 1 den Raum neben dem 
Waschraum im nördlichen Gebäudeteil; 

— im Dienstgebäude 11 die acht Räume an der 
Westseite und den Raum in der Nordostecke des 


Verbalnote 

Die Botschaft der Bundesrepublik Deutschland beehrt 
sich, dem Bundesministerium für Auswärtige Angelegen¬ 
heiten den Empfang seiner Verbalnote vom 0. Juli 1970, 
ZI. 157.755—42 70. zu bestätigen, deren Text wie folgt 
lautet: 

„Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegenhei¬ 
ten beehrt sich, der Botschaft der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land mitzuteilen, daß die österreichische Bundesregierung 
in Ausführung von Artikel 1 Absatz 3 des Abkommens 
vom 14. September 1955 zwischen der Republik Österreich 
und der Bundesrepublik Deutschland über Erleichterungen 
der Grenzabfertigung im Eisenbahn-, Straßen- und Schiffs¬ 
verkehr für die Errichtung vorgeschobener österreichischer 
Grenzdicnststellen an den Grenzübergängen Kiefersfel¬ 
den-Autobahn lind Kiefersfelden-Staatsstraße tolgendo 
Vereinbarung Vorschlägt: 

Artikel 1 

An den Grenzübergängen Kiefersfelden-Autobahn und 
Kiefersfelden-Staatsstraße werden auf deutschem Gebiet 
vorgeschobene österreichische Greiizchenststellen errichtet. 

Artikel 2 

Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4 Absatz 3 
des Airkommens vom 14. September 1955 umfaßt 
1. beim Grenzübergang Kiefer.slelden-Aulobahn 

a) die von den Bediensteten beider Staaten gemeinsam 

benützten Flächen, Anlagen und Raume, und zwar 

— die Bundesautobahn von der gemeinsamen 
Grenze auf der Brücke über den Inn bis zum 
Amtsplatz und nördlich des Amtsplatzes bis ein¬ 
schließlich Aus- und Einfahlt Kiefersfelden; 

— den die Dienstgebäude umgebenden Amlsplatz; 

— die südlich an den Amtsplatz angrenzende Um- 
kehrschleife; 

— in den Dienslgebäuden 1 und 11 die Abferti¬ 
gungshallen für die Warenein- und Warenaus¬ 
fuhr, die Omnibusabfertigungshallen, die Unter¬ 
suchungsräume und die sanitären Anlagen in 
den Erd- und Kellergeschossen; 

— im Dienstgebäude 11 im Kellergeschoß die In- 
stallations- und Heizungsräume sowie die beiden 

— den Verbindungstunnel samt allen Zugängen; 

— die Wiegehäusclion (Gebäude 6 und 1(>) samt 
Waagen; 

— die Verbindungswege in allen Dienslgebäuden; 

b) die den österreichischen Bedienstelen zur alleinigen 

Benützung überlassenen Anlagen und Räume, und 

— im Dienstgebäude 1 den Raum neben dem 
Waschraum im nördlichen Gebäudeteil; 

im Dienstgebäude 11 die acht Räume an der 
Westseite und den Raum in der Norcloslecke des 
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Erdgeschosses sowie sämtliche Räume des 
Kellergeschosses mit Ausnahme der gemeinsam 
benützten Räume; 

— in den Gebäuden 2 und 12 die südlich gelegenen 
Abfertigungskioske für den Reisendenverkehr; 

— die Rampen 2 und 3 auf der Westseite (Ge¬ 
bäude 13 und 14); 

— den östlichen Teil der Rampe 1 auf der Ostseite 
(Gebäude 5); 

—- das Kontrollhäuschen für die Schranke auf der 
Westseite (Gebäude 18); 

— die Garagen auf der Westseite (Gebäude 17); 

2. beim Grenzübergang Kiefersfelden-Staatsstraße 

a) die von den Bediensteten beider Staaten gemeinsam 
benützten Flächen, Anlagen und Räume, und zwar 

— die Staatsstraße 2089 von der gemeinsamen 
Grenze bis zum Amtsplatz; 

— den das Dienstgebäude umgebenden Amtsplatz; 

— im Dienstgebäude die sanitären Anlagen und 
alle Verbindungswege im Erd- und Keller¬ 
geschoß; 

b) die den österreichischen Bediensteten zur alleinigen 
Benützung überlassenen Räume im Dienstgebäude, 
und zwar einen Kanzleiraum und einen Abferti¬ 
gungsraum im südlichen Teil des Erdgeschosses und 
den mittleren Kellerraum. 

Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegenhei¬ 
ten beehrt sich vorzuschlagen, daß durch den Austausch 
dieser Verbalnote und der Antwortnote der Botschaft der 
Bundesrepublik Deutschland die vorstehende Regelung 
eine Vereinbarung im Sinne des Artikels 1 Absatz 3 des 
Abkommens vom 14. September 1955 bildet, die am 1. Ok¬ 
tober 1970 in Kraft tritt und die auf diplomatischem Wege 
unter Einhaltung einer Frist von sechs Monaten je auf den 
ersten Tag eines Monates gekündigt werden kann. 

Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegenhei¬ 
ten benützt diese Gelegenheit, der Botschaft der Bundes¬ 
republik Deutschland die Versicherung seiner ausgezeich¬ 
neten Hochachtung zu erneuern. 


W.cn, am ü. Juli 11170 

L.S. 


An die 
Botschaft 

der Bundesrepublik Deutschland 


Erdgeschosses sowie sämtliche Räume des Keller¬ 
geschosses mit Ausnahme der gemeinsam be¬ 
nützten Räume; 

— in den Gebäuden 2 und 12 die südlich gelegenen 
Abfertigungskioske für den Reisendenverkehr; 

— die Rampen 2 und 3 aul der Westseite (Gebäude 
13 und 14); 

— den östlichen Teil der Rampe 1 auf der Ostseite 
(Gebäude 5); 

— das Kontrollhäuschen für die Schranke auf der 
Westseite (Gebäude 18); 

— die Garagen auf der Westseite (Gebäude 17); 

2. beim Grenzübergang Kielersfelden-Staatsstraße 

a) die von den Bediensteten beider Staaten gemeinsam 
benützten Flächen, Anlagen und Räume, und zwar 

— die Staatsstraße 2089 von der gemeinsamen 
Grenze bis zum Amtsplatz; 

— den das Dienstgebäude umgebenden Amtsplatz; 

— im Dienstgebäude die sanitären Anlagen und 
alle Verbindungswege im Erd- und Keller¬ 
geschoß; 

b) die den österreichischen Bediensteten zur alleinigen 
Benützung überlassenen Raume im Dienstgebäude, 
und zwar einen Kanzleiraum und einen Abferti¬ 
gungsraum im südlichen Teil des Erdgeschosses und 
den mittleren Kellerraum. 

Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegenhei¬ 
ten beehrt sich vorzuschlagen, daß durch den Austausch 
dieser Verbalnote und der Antwortnote der Botschaft der 
Bundesrepublik Deutschland die vorstehende Regelung 
eine Vereinbarung im Sinne des Artikels 1 Absatz 3 des 
Abkommens vom 14. September 1955 bildet, die am 1. Ok¬ 
tober 1970 in Kraft tritt und die auf diplomatischem Wege 
unter Einhaltung einer Frist von sechs Monaten je aul den 
ersten Tag eines Monats gekündigt werden kann. 

Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegenhei¬ 
ten benützt diese Gelegenheit, der Botschaft der Bundes¬ 
republik Deutschland die Versicherung seiner ausgezeich¬ 
neten Hochachtung zu erneuern. 1 ' 

Die Botschaft beehrt sich, dem Bundesministerium für 
Auswärtige Angelegenheiten mitzuteilen, daß die für die 
Grenzabfertigung zuständigen obersten Bundesbehörden 
der Bundesrepublik Deutschland damit einverstanden sind, 
daß die vorgeschlagene Regelung durch den Austausch 
der Verbalnote des Bundesministeriums für Auswärtige 
Angelegenheiten und dieser Antwortnote eine Vereinba¬ 
rung im Sinne des Artikels 1 Absatz 3 des Abkommens 
vom 14. September 1955 bildet, die am 1. Oktober 1970 in 
Kraft tritt und die auf diplomatischem Wege unter Ein¬ 
haltung einer Frist von sechs Monaten je auf den ersten 
Tag eines Monats gekündigt werden kann, 

Die Botschaft der Bundesrepublik Deutschland benutzt 
auch diesen Anlaß, das Bundesminislerium für Auswärtige 
Angelegenheiten erneut ihrer ausgezeichneten Hoch¬ 
achtung zu versichern. 

Wien, am 8. Juli 1970 

L. S. 


Bundesministerium 

für Auswärtige Angelegenheiten 
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Verordnung 

zur Durchsetzung der deutsch-österreichischen Vereinbarung vom 6./8. Juli 1970 
über die Errichtung vorgeschobener deutscher Grenzdienststellen 
am Grenzübergang Zollhaus Erl 

Vom 31. August 1970 


Auf Grund des Artikels 2 Abs. 2 des Gesetzes vom 
25. August 1900 zu dem Abkommen vom 30. Mai 
1958 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
dem Königreich der Niederlande über die Zusam¬ 
menlegung der Grenzabfertigung und über die Ein¬ 
richtung von Gemeinschafts- oder Betriebswechsel¬ 
bahnhöfen an der deutsch-niederländischen Grenze 
(Bundesgesetzbl. 1960 II S. 2181) wird verordnet: 


§ 1 

An der deutsch-österreichischen Grenze werden 
am Grenzübergang Zollhaus Erl auf österreichischem 
Gebiet vorgeschobene deutsche Grenzdienststellen 
nach Maßgabe der Vereinbarung vom 6. '8. Juli 1970 
errichtet. Die Vereinbarung wird nachstehend ver¬ 
öffentlicht. 


§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten übor- 
leitungsgcsetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit Artikel 2 des Ge¬ 
setzes vom 4. Juli 1957 über das Abkommen vom 
14. September 1955 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Österreich über Er¬ 
leichterungen der Grenzabfertigung im Eisenbahn-, 
Straßen- und Schiffsverkehr (Bundesgesetzbl. 1957 
II S. 581) auch im Land Berlin. 

§ 3 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1970 in 
Kraft. 

(2) Diese Verordnung tritt an dem Tage außer 
Kraft, an dem die Vereinbarung außer Kraft tritt. 

(3) Der Tag des Außerkrafttretens ist im Bundes¬ 
gesetzblatt bekanntzugeben. 


Bonn, den 31. August 1970 

Der Bundes mini ster der Finanzen 
Möller 

Der Bundesminister dos Innern 
Genscher 
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Vereinbarung 


Bundesministerium Botschaft 

für Auswärtige Angelegenheiten der Bundesrepublik Deutschland 

ZI. 157.756—12 70 V 3 —81.00 9 70 


Verbalnote 


Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten 
beehrt sich, der Botschaft der Bundesrepublik Deutschland 
mitzuteilen, daß die österreichische Bundesregierung in 
Ausführung von Artikel 1 Absatz 3 des Abkommens vom 
14. September 1955 zwischen der Republik Österreich und 
der Bundesrepublik Deutschland über Erleichterungen der 
Grenzabfertigung im Eisenbahn-, Straßen- und Schiffs¬ 
verkehr für die Errichtung vorgeschobener deutscher 
Grenzdienststellen am Grenzübergang Zollhaus Erl fol¬ 
gende Vereinbarung vorschlägt: 


Artikel 1 

Am Grenzübergang Zollhaus Erl werden auf öster¬ 
reichischem Gebiet vorgeschobene deutsche Grenzdienst¬ 
stellen errichtet. 


Artikel 2 

Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4 Absatz 3 
des Abkommens vom 14. September 1955 umfaßt die von 
den Bediensteten beider Staaten gemeinsam benützten 
Flächen, Anlagen und Räume, und zwar 

— die Innbriickc von der gemeinsamen Grenze bis zum 
Amtsplatz; 

— den den Abfertigungskiosk umgebenden und an das 
Zollamtsgebäude angrenzenden Amtsplatz; 

— den Abfertigungsraum, die Abstellräume, die sani¬ 
tären Anlagen und alle Verbindungswege im Abferti¬ 
gungskiosk. 

Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegen¬ 
heiten beehrt sich vorzuschlagen, daß durch den Austausch 
dieser Verbalnote und der Antwortnote der Botschaft der 
Bundesrepublik Deutschland die vorstehende Regelung 
eine Vereinbarung im Sinne des Artikels 1 Absatz 3 des 
Abkommens vom 14. September 1955 bildet, die am 1. Ok¬ 
tober 1970 in Kraft tritt und die auf diplomatischem Wege 
unter Einhaltung einer Frist von sechs Monaten je auf den 
ersten Tag eines Monats gekündigt werden kann. 

Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten 
benützt diese Gelegenheit, der Botschaft der Bundesrepu- 


Verbalnote 

Die Botschaft der Bundesrepublik Deutschland beehrt 
sich, dem Bundesministerium für Auswärtige Angelegen¬ 
heiten den Empfang seiner Verbalnote vom 6. Juli 1970, 
ZI. 157.756—12 70, zu bestätigen, deren Text wie lolgt 
lautet: 

„Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegen¬ 
heiten beehrt sich, der Botschaft der Bundesrepublik 
Deutschland mitzuteilen, daß die österreichische Bundes¬ 
regierung in Ausführung von Artikel 1 Absatz 3 des Ab¬ 
kommens vom 14. September 1955 zwischen der Republik 
Österreich und der Bundesrepublik Deutschland über 
Erleichterungen der Grenzablertigung im Eisenbahn-, 
Straßen- und Schiffsverkehr für die Errichtung vorgescho¬ 
bener deutscher Grenzdienststellen am Grenzübergang 
Zollhaus Erl folgende Vereinbarung vorschlägt: 


Artikel 1 

Am Grenzübergang Zollhaus Erl werden aul öster¬ 
reichischem Gebiet vorgeschobene deutsche Grenzdienst¬ 
stellen errichtet. 


Artikel 2 

Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4 Absatz 3 
des Abkommens vom 14. September 1955 umfaßt die von 
den Bediensteten beider Staaten gemeinsam benützten 
Flächen, Anlagen und Räume, und zwar 

— die Innbrücke von der gemeinsamen Grenze bis zum 
Amtsplatz; 

— den den Abfertigungskiosk umgebenden und an das 
Zollamtsgebäude angrenzenden Amtsplatz; 

— den Abfertigungsraum, die Abstellräume, die sanitären 
Anlagen und alle Verbindungswege im Abferligungs- 


Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegen¬ 
heiten beehrt sich vorzuschlagen, daß durch den Austausch 
dieser Verbalnote und der Antwortnote der Botschaft der 
Bundesrepublik Deutschland die vorstehende Regelung 
eine Vereinbarung im Sinne des Artikels 1 Absalz 3 des 
Abkommens vom 14. September 1955 bildet, die am 1. Ok¬ 
tober 1970 in Kraft tritt und die auf diplomatischem Wege 
unter Einhaltung einer Frist von sechs Monaten je auf 
den ersten Tag eines Monats gekündigt werden kann. 

Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten 
benützt diese Gelegenheit, der Botschaft der Bundes- 
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blik Deulsdil.mil die Versicherung seiner ausgezeichneten republik Deutschland die Versicherung seiner uusgivcnh- 
Hochachtung zu erneuern. neten Hochachtung zu erneuern." 

Die Botsdiaft beehrt sidi, dem Bundesminislerium liir 
Auswärtige Angelegenheiten mitzuteilen, daß die für die 
Grenzabfertigung zuständigen obersten Bundesbohörden 
der Bundesrepublik Deutsddand damit einverstanden sind, 
daß die vorgeschlagene Regelung durch den Austausch 
der Verbalnote des Bundesministeriums für Auswärtige 
Angelegenheiten und dieser Antwortnote eine Verein¬ 
barung im Sinne des Aitikels 1 Absatz 3 des Abkom¬ 
mens vom 14. September 1955 bildet, die am 1. Oktober 
1970 in Kralt tritt und die auf diplomatischem Wege 
unter Einhaltung einer Frist von sechs Monaten je auf 
den ersten Tag eines Monats gekündigt werden kann. 

Die Botschaft der Bundesrepublik Deutsddand benutzt 
auch diesen Anlaß, das Bundesminislerium für Auswär¬ 
tige Angelegenheiten erneut ihrer ausgezeichneten Ilocli- 
ndilung zu versichern. 


An die 
Botsdiaft 

der Bundesrepublik Deutschland 


Bundesministerium 

für Auswärtige Angelegenheiten 

Wien 
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Verordnung 

zur Durchsetzung der deutsch-österreidrisdien Vereinbarung vom 6./8. Juli 1970 
über die Errichtung vorgeschobener österreichischer Grenzdienststellen 
am Grenzübergang Reit im Winkl 

Vom 31. August 1970 


Auf Grund des Artikels 2 Abs. 2 des Gesetzes vom 
25. August 1960 zu dem Abkommen vom 30. Mai 
1958 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
dem Königreich der Niederlande über die Zusam¬ 
menlegung der Grenzabfertigung und über die Ein¬ 
richtung von Gemeinschafts- oder Betriebswechsel¬ 
bahnhöfen an der deutsch-niederländischen Grenze 
(Bundesgesetzbl. 1960 II S. 2181) wird verordnet: 


§ 1 

An der deutsch-österreichischen Grenze werden 
am Grenzübergang Reit im Winkl auf deutschem 
Gebiet vorgeschobene österreichische Grenzdienst¬ 
stellen nach Maßgabe der Vereinbarung \ >m 
6./8. Juli 1970 errichtet. Die Vereinbarung wird 
nachstehend veröffentlicht. 


§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit Artikel 2 des Ge¬ 
setzes vom 4. Juli 1957 über das Abkommen vom 
14. September 1955 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Österreich über Er¬ 
leichterungen der Grenzabfertigung im Eisenbahn-, 
Straßen- und Schiffsverkehr (Bundesgesetzbl, 1957 II 
S. 581) auch im Land Berlin. 

§ 3 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1970 in 
Kraft. 

(2) Diese Verordnung tritt an dem Tage außer 
Kraft, an dem die Vereinbarung außer Kraft tritt. 

(3) Der Tag des Außerkrafttretens ist im Bundes¬ 
gesetzblatt bekanntzugeben. 


Bonn, den 31. August 1970 

Der Bundesminister der Finanzen 
Möller 


Der Bundesminister des Innei 
Genscher 
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Vereinbarung 


Bundesininislerium 
Im Auswärtige Angelegenheiten 
ZI. 157.757—12 70 


Verbalnote 


Dits Bundesministerium für Auswärtige Angelegen¬ 
heiten beehrt sich, der Bot sch ult der Bundesrepublik 
Deutschland mitzuteilen, daß die österreichische Bundes¬ 
regierung in Ausführung von Artikel 1 Absatz 3 des Ab¬ 
kommens vom 14. September 19.55 -/.wischen der Republik 
Österreich und der Bundesrepublik Deutschland über 
Erleichterungen der Crenzabfertigung im Eisenbahn-, 
Straßen- und Sthilisverkehr für die Errichtung vor¬ 
geschobener österreichischer Grenzdienstslellcn am Grenz¬ 
ubergang Reit im Winkl folgende Vereinbarung vor¬ 
schlägt: 

Artikel 1 

Am Grenz,Übergang Reit im Winkl werden auf deut¬ 
schem Gebiet vorgeschobene österreichische Grenzdienst¬ 
stellen errichtet. 

Artikel 2 

Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4 Absatz 3 
des Abkommens vom 14. September 1955 umfaßt 

a) die von den Bediensteten beider Staaten gemeinsam 

benützten Flachen, Anlagen und Räume, und zwar 

— den Abschnitt der Staatsstraße 2364 von der ge¬ 
meinsamen Grenze bis zum Amtsplatz; 

— den das Dienstgebäude umgebenden Amtsplatz so¬ 
wie die umfriedeten Abstellplätze neben und hinter 
dem Dienstgebäude einschließlich der Schuppen; 
den Abfertigungsraum, die sanitären Anlagen und 
alle Verbindungswege im Dienstgebäude; 

b) die den österreichischen Bediensteten zur alleinigen 

Benutzung überlassenen Räume, und zwar 

— den Abfertigungs- und Kassonraum im westlichen 
Teil des Dienstgebäudes; 

— eine llolzablage nördlich des Dienstgebäudes. 

Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten 
beehrt sich vorzuschlagen, daß durch den Austausch 
dieser Verbalnote und der Antwortnote der Botschaft 
der Bundesrepublik Deutschland die vorstehende Rege¬ 
lung eine Vereinbarung im Sinne des Artikels 1 Absatz 3 
des Abkommens vom 14. September 1955 bildet, die am 
1. Oktober 1970 in Kraft tritt und die auf diplomatischem 
Wege unter Einhaltung einer Frist von sechs Monaten je 
auf den ersten Tag eines Monats gekündigt werden 

Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten 
benützt diese Gelegenheit, der Botschaft der Bundes- 


Bö (Schaft 

der Bundesrepublik Deutschland 
V 3 - 81.00 10 70 


Verbalnote 

Die Bolschall der Bundesrepublik Deutschland beehrt 
sich, dem Bundesministerium lür Auswärtige Angelegen¬ 
heiten den Empfang seiner Verbalnote vom 6, Juli 1970, 
ZI. 157.757—12 70, zu bestätigen, deren Text wie folgt 
lautet: 

„Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegen¬ 
heiten beehrt sich, der Botschaft der Bundesrepublik 
Deutschland mitzuteilen, daß die österreichische Bundes¬ 
regierung in Ausführung von Artikel 1 Absatz 3 des Ab¬ 
kommens vom 14. September 1955 zwischen der Republik 
Österreich und der Bundesrepublik Deutschland über 
Erleichterungen der Grenzabfertigung im Eisenbahn- 
Straßen- und Schiffsverkehr für die Errichtung vorge¬ 
schobener österreichischer Grenzdienststellen am Gienz- 
übergang Reit im Winkl folgende Vereinbarung ver¬ 
schlägt: 

Artikel 1 

Am Grenzübergang Reit im Winkl werden auf deut¬ 
schem Gebiet vorgeschobene österreichische Grenzdionst- 
stellen errichtet. 

Artikel 2 

Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4 Absatz 3 
des Abkommens vom 14. September 1955 umfaßt 
u) die von den Bediensteten beider Staaten gemeinsam 

benützten Flächen, Anlagen und Räume, und zwar 

— den Abschnitt der Staatsstraße 2364 von der ge¬ 
meinsamen Grenze bis zum Amtsplatz; 

den das Dienstgebäude umgebenden Amtsplatz so¬ 
wie die umfriedeten Abstellplätze neben und hinter 
dem Dicnstgebäude einschließlich der Schuppen; 

— den Abfertigungsraum, die sanitären Anlagen und 
alle Verbindungswege im Dienstgebäude; 

b) die den österreichischen Bediensteten zur alleinigen 

Benützung überlassenen Räume, und zwar 

— den Abfertigungs- und Kassenraum im westlichen 
Teil des Dienstgebäudes; 

— eine llolzablage nördlich des Dienstgebäudes. 

Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten 
beehrt sich vorzuschlagen, daß durch den Austausch dieser 
Verbalnote und der Antwortnote der Botschaft der Bun¬ 
desrepublik Deutschland die vorstehende Regelung eine 
Vereinbarung im Sinne des Artikels 1 Absatz 3 des Ab¬ 
kommens vom 14. September 1955 bildet, die am 1 Ok¬ 
tober 1970 in Kraft tritt und die auf diplomatischem Wege 
unter Einhaltung einer Frist von sechs Monaten je aut 
den ersten Tag eines Monats gekündigt werden kann. 

Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten 
benützt diese Gelegenheit, der Botschaft der Bundes- 
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republik Deutschland die Versicherung seiner ausge- republik Deutschland die Versicherung seiner ausgezeich- 
zeichneten Hochachtung zu erneuern. neten Hochachtung zu erneuern." 


Wien, am (5. Juli 1970 


Die Botschaft beehrt sich, dem Bundesministerium für 
Auswärtige Angelegenheiten mitzuteilen, daß die für die 
Grenzablcrtigung zuständigen obersten Bundesbehörden 
der Bundesrepublik Deutschland damit einverstanden 
sind, daß die vorgeschlagcno Regelung durch den Aus¬ 
tausch der Verbalnote des Bundesministeriums für Aus¬ 
wärtige Angelegenheiten und dieser Antwortnote eine 
Vereinbarung im Sinne dos Artikels 1 Absatz 3 des Ab¬ 
kommens vom 14 September 1955 bildet, die am 1. Ok¬ 
tober 1970 in Kraft tritt und die auf diplomatischem Wege 
unter Einhaltung einer Frist von sechs Monaten je auf 
den ersten Tag eines- Monats gekündigt werden kann. 

Die Botschaft der Bundesrepublik Deutschland be¬ 
nutzt auch diesen Anlaß, das Bundesministerium für Aus¬ 
wärtige Angelegenheiten erneut ihrer ausgezeichneten 
Hochachtung zu versichern. 

Wien, am 8. Juli 1970 


An die 
Botschaft 

der Bundesrepublik Deutschland 


Bundesministerium 

für Auswärtige Angelegenheiten 

W i e n 












